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Vorwort

Der globale Klimaschutz ist eine der drängenden Herausforderungen unserer Zeit. 
Ein wesentliches Ziel der Energiewende in Deutschland sowie der europäischen 
Energie- und Klimapolitik ist es, die Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Da der 
Energiesektor für den größten Teil dieser Emissionen verantwortlich ist, spielt eine 
CO2-arme Energieerzeugung dabei eine zentrale Rolle. Europa kann beim Klima-
schutz Vorreiter werden, sofern es gelingt, nationale und europäische Maßnahmen so 
zu gestalten, dass sie als Modell für andere Volkswirtschaften geeignet sind und somit 
zu globalen Veränderungen führen können. Diesen Anspruch hat die Europäische 
Union mit den Klimazielen für das Jahr 2030 erneut formuliert.

Wie diese Ziele konkret erreicht werden sollen, ist Gegenstand politischer, gesell-
schaftlicher und wissenschaftlicher Debatten. Dabei werden zum einen die Chancen 
und Risiken klimapolitischer Leitinstrumente auf europäischer und nationaler Ebene 
diskutiert. Zum anderen werden die Handlungsoptionen verstärkt im Kontext von 
Versorgungssicherheit und wirtschaftlicher Effizienz bewertet. Schließlich gilt es, eine 
möglichst große Staatenallianz dafür zu gewinnen, sich der europäischen Initiative 
zum globalen Klimaschutz anzuschließen.

Die vorliegende Stellungnahme des Akademienprojekts „Energiesysteme der Zukunft“ 
beschreibt Gestaltungsoptionen für einen effektiven und effizienten Klimaschutz. Da-
bei kommt der Weiterentwicklung des Europäischen Emissionshandelssystems (ETS) 
als politischem Leitinstrument eine zentrale Rolle zu. Die Stellungnahme benennt 
weitere flankierende Instrumente und Weichenstellungen, welche die Integration des 
europäischen Strombinnenmarkts erleichtern können. Ziel der Akademien ist es, den 
politischen und gesellschaftlichen Akteuren mit dieser Stellungnahme Gestaltungs-
möglichkeiten für eine gemeinsame Energie- und Klimapolitik in Europa aufzuzeigen.

Wir danken den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Ad-hoc-Gruppe „In-
tegration“, die im vergangenen Jahr diese Stellungnahme erstellt haben. 
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6 Zusammenfassung

Zusammenfassung

Ausgangspunkt und Arbeitshypothese 
der vorliegenden Stellungnahme ist die 
Annahme, dass der Klimaschutz – unter 
Beachtung von Versorgungssicherheit 
und Wirtschaftlichkeit – das prioritäre 
Ziel aller Bemühungen im Rahmen der 
Energiewende ist. Angesichts der globa-
len Dimension des Klimaproblems sind 
rein nationale Maßnahmen mit dem Ziel 
des Klimaschutzes jedoch wirkungslos, 
sofern sie nicht zu globalen Veränderun-
gen führen.

Ein Rückgang der globalen Emis-
sionen kann nur dann erreicht werden, 
wenn eine hinreichend große Staatenalli-
anz für den Klimaschutz geschaffen wird. 
Die Europäische Union (EU) – nicht je-
doch einzelne Mitgliedsstaaten – kann 
bei diesem Bemühen eine zentrale Rolle 
spielen. Damit sich Nicht-EU-Länder der 
europäischen Initiative anschließen, muss 
die Emissionsminderung in Europa mög-
lichst kosteneffizient gestaltet werden und 
gleichzeitig eine sichere Energieversor-
gung gewährleistet sein.

In der Europäischen Union existiert 
in Form des Emissionshandels (Emissions 
Trading System – ETS), dessen konkrete 
Ausgestaltung zuletzt intensiv diskutiert 
wurde, bereits ein klimapolitisches Lei-
tinstrument. Es kann die in der EU ver-
einbarten Treibhausgasreduktionsziele 
zu geringstmöglichen Kosten erreichen. 
Gleichzeitig ist das ETS anschlussfähig 
für Drittländer – ein entscheidender He-
bel für ein global koordiniertes Vorgehen. 
Für einen wirksamen Klimaschutz ist ein 
möglichst umfassendes ETS daher das 
Instrument erster Wahl. Die rein natio-
nale Förderung der erneuerbaren Ener-

gien (EE), in Deutschland beispielsweise 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), führt hingegen zu keinerlei zu-
sätzlichen europaweiten Reduktionen von 
Treibhausgasen.

Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien hat auch Konsequenzen für den 
europäischen Strombinnenmarkt. Im Fal-
le von Deutschland folgen EE-Anlagen 
aufgrund der marktfernen Ausgestaltung 
des EEG nicht dem Strompreissignal. In-
vestitionsentscheidungen in EE-Anlagen 
berücksichtigen nicht das Marktrisiko 
und damit auch nicht die Gleichzeitigkeit 
der Einspeisung von Grünstrom. Eine we-
sentliche Herausforderung besteht somit 
in der Marktintegration der Erneuerba-
ren. Darüber hinaus stellt der EE-Ausbau 
zusätzliche Anforderungen an die deut-
sche und europäische Energieversor-
gungsinfrastruktur, die noch nicht hinrei-
chend ausgebaut ist.

Die vorliegende Stellungnahme 
beschreibt Gestaltungsoptionen für eine 
europäische Strategie zum effizienten und 
effektiven Klimaschutz. Dabei spielt ein 
funktionierender Binnenmarkt für Strom 
eine zentrale Rolle.

Den Emissionshandel als klima­
politisches Leitinstrument stärken

Im Mittelpunkt dieser Handlungsoptio-
nen steht der Ausbau des Emissionshan-
dels als Leitinstrument, das Klimaschutz 
und Marktintegration gewährleistet und 
von weiteren Maßnahmen flankiert wer-
den kann. Die Bundesregierung kann ei-
nen entsprechenden energie- und klima-
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politischen Ordnungsrahmen in Europa 
entscheidend mitgestalten, indem sie 
dafür aktiv im Europäischen Rat eintritt. 
Ebenso kann sie bereits jetzt auf frei-
williger Basis Schritte zu einer Harmo-
nisierung der Instrumente mit anderen 
Mitgliedsstaaten vornehmen. Die markt-
konforme Koordination von Klimaschutz-
maßnahmen in Europa ist dabei der 
Schlüssel zu hoher Kosteneffizienz beim 
Klimaschutz.

Wichtige Schritte zum Ausbau des 
Emissionshandels als klimapolitisches 
Leitinstrument sind: 1. die Einführung 
eines Mindest- und Höchstpreises für 
Emissionszertifikate, 2. der schrittwei-
se Abbau nationaler Förderschemata für 
erneuerbare Energien, da die monetären 
Anreize für diesen Ausbau durch das ETS 
gesichert werden, 3. eine Ausweitung des 
ETS um weitere Treibhausgase emittie-
rende Sektoren (Verkehrssektor, Wärme-
markt etc.), 4. eine Verknüpfung des ETS 
mit den Emissionshandelssystemen an-
derer Regionen beziehungsweise die Auf-
nahme von Drittländern in das ETS.

Die EU-Mitgliedsstaaten werden 
unterschiedlich stark durch den Emissi-
onshandel belastet. Ein Lastenausgleich 
könnte daher die Entscheidung der EU-
Mitgliedsstaaten für einen konsequenten 
und ambitionierten Ausbau des Emissi-
onshandels unterstützen. Hierzu könnten 
etwa Einnahmen aus dem Emissionshan-
del an ärmere EU-Mitglieder transferiert 
werden.

Entscheidendes Erfolgskriterium 
für die Stabilität und Wirksamkeit des 
Emissionshandels ist das Bekenntnis sei-
tens der europäischen Politik zur Dauer-
haftigkeit des Systems. Mit der Festlegung 
auf ein EU-Ziel zur Reduktion von Treib-
hausgasen für das Jahr 2030 haben die 
Mitgliedsstaaten einen wichtigen Schritt 
getan, um dies zu gewährleisten. Die ak-
tuelle Unsicherheit über die zukünftige 
Ausgestaltung des ETS kann allerdings 

dazu führen, dass die regulierten Unter-
nehmen ihre Investitionen in Vermei-
dungsmaßnahmen sowie Forschung und 
Entwicklung zurückhalten. Ob eine Maß-
nahme wie die Einführung einer Markt-
stabilitätsreserve die Erwartungen der 
Marktteilnehmer ausreichend stabilisie-
ren kann, ist zu bezweifeln. Um Investi-
tionssicherheit zu gewährleisten, sollte 
der Emissionshandel stattdessen über das 
Jahr 2020 hinaus möglichst effektiv aus-
gestaltet werden.

 
Gelingt es den EU-Mitgliedsstaaten 

(noch) nicht, den Emissionshandel als 
Leitinstrument zu stärken und dabei auf 
zusätzliche, potenziell ineffektive Förder-
instrumente zu verzichten, stellt sich die 
Frage, wie sich dennoch eine Strategie 
für ein europäisch integriertes Vorgehen 
gestalten ließe. In diesem Falle kann eine 
europäisch verzahnte Erneuerbaren-För-
derung unter bestimmten Bedingungen 
einen Übergang schaffen. Dies würde 
zwar – verglichen mit einer Vorgehens-
weise, in welcher das ETS das alleinige 
Instrument darstellt – die Kosten der Kli-
mazielerreichung erhöhen. Doch könnte 
ein solches Vorgehen immerhin die hohen 
Kosten nationaler Fördersysteme redu-
zieren und die Binnenmarktintegration 
der Erneuerbaren vorantreiben. Eine eu-
ropäisch integrierte EE-Förderung erfüllt 
jedoch nicht die Anforderungen an ein 
wirksames und kosteneffizientes klimapo-
litisches Instrument, welches dafür sorgt, 
dass Emissionen dort vermieden werden, 
wo es am günstigsten ist. Mit Blick auf 
den Klimaschutz stellt dieses Instrument 
somit keine Alternative zum Emissions-
handelssystem dar.

Die schrittweise Harmonisierung 
der europäischen EE-Fördersysteme ist 
bereits in der Erneuerbaren-Energien-
Richtlinie der EU angelegt. Gemeinsa-
me Pilotprojekte, Förderschemata und 
statistische Transfers könnten zunächst 
zwischen Ländern mit ähnlich niedri-
gen administrativen Kostenstrukturen 
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vorangetrieben werden. Länder mit ho-
hen administrativen Barrieren hätten 
somit einen Anreiz, diese zu senken. Um 
Marktintegration und Kosteneffizienz zu 
gewährleisten, müsste eine europäische 
EE-Förderung standort- und technologie-
neutral gestaltet werden.

Der Ausbau von erneuerbaren 
Energien innerhalb Deutschlands würde 
in jedem Fall deutlich hinter den aktuel-
len Ausbauzielen der Bundesregierung 
zurückbleiben – zugunsten eines Ausbaus 
an den europaweit günstigsten Standor-
ten.

Im Zuge des Abbaus nationaler EE-
Förderschemata ließen sich die frei wer-
denden volkswirtschaftlichen Ressour-
cen zum Teil nutzen, um Forschung und 
Entwicklung im Bereich emissionsarmer 
Technologien zu fördern. Ein verlässli-
cher Preispfad des ETS gäbe bereits hohe 
Anreize für entsprechende Investitionen. 
Dieser Effekt könnte durch eine zusätzli-
che Forschungsförderung verstärkt wer-
den.

Der Erfolg der europäischen Ener-
gie- und Klimapolitik hängt maßgeb-
lich von der Kooperationsbereitschaft 
Deutschlands und der anderen EU-
Mitgliedsstaaten ab. Bereits bestehende 
Mechanismen für Kooperationen und 
Transfers können genutzt werden, um in 
den jeweiligen energie- und klimapoliti-
schen Handlungsfeldern eine gerechtere 
Lastenteilung und eine vertiefte Integra-
tion zu erreichen.

Den Strombinnenmarkt stärken

Neben der Marktintegration der Erneuer-
baren kann der Binnenmarkt durch flan-
kierende Maßnahmen gestärkt werden. 
Hierbei gilt es, Übertragungskapazitäten 
zu erhöhen und Engpässe zu vermeiden, 
sodass sich die Strompreise in Europa 
weiter anpassen. Zur Kapazitätssicherung 

ist die Einführung von sogenannten Ka-
pazitätsmärkten in absehbarer Zeit nicht 
notwendig, da für die nahe Zukunft das 
System mit Überkapazität ausgestattet 
ist. Regionale Engpässe können dagegen 
durch einen europäischen Mechanismus 
für Eingriffe in die Erzeugungsleistung 
von Kraftwerken (sogenannter Redis-
patch) und eine Marktteilung in regiona-
le, grenzüberschreitende Preiszonen mit 
regional variierenden Netzentgelten redu-
ziert werden. Auch der Netzausbau kann 
diese Funktion erfüllen. Dieser Ausbau 
der Binnenmarktinfrastruktur könnte 
über gemeinsame EU-Instrumente finan-
ziert werden.

Nicht zuletzt sind bei allen ergriffe-
nen Maßnahmen sowohl der europäische 
als auch der nationale Rechtsrahmen zu 
berücksichtigen. Denn Rechtssicherheit 
ist eine grundlegende Voraussetzung für 
Investitionen in klimafreundliche Tech-
nologien. Die in diesem Beitrag dar-
gestellten Handlungsoptionen können 
Rechtssicherheit gewährleisten und dar-
über hinaus Konfliktpotenziale zwischen 
Europarecht und nationaler Erneuerba-
ren-Förderpolitik auflösen.
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1� Einleitung

zusehen.2 Dies dient im vorliegenden Bei-
trag als Arbeitshypothese, ohne die Sinn-
haftigkeit dieser Priorisierung selbst einer 
Diskussion zu unterziehen. Der von der 
Bundesregierung im Jahr 2011 beschlos-
sene Ausstieg aus der Kernenergienut-
zung wird dabei als gesetztes Nebenziel in 
Deutschland betrachtet.

Dieser Ausgangspunkt der Ana-
lyse hat unweigerlich Konsequenzen für 
die Einordnung nationaler energie- und 
klimapolitischer Maßnahmen: Rein nati-
onale Maßnahmen mit dem Ziel des Kli-
maschutzes sind wirkungslos, sofern sie 
nicht zu globalen Veränderungen führen. 
Denn Emissionsreduktionen einzelner 
Staaten haben keinen wesentlichen Ein-
fluss auf die globale Emissionsmenge. Es 
ist daher geboten, die Perspektive auf eine 
globale Betrachtung zu erweitern.

Effektiver Klimaschutz ist nur dann 
möglich, wenn die eingeleiteten Maßnah-
men zur Bildung eines hinreichend gro-
ßen Staatenverbundes führen, sodass die 
globalen Emissionen reduziert werden.3 
Hierbei kommt der Europäischen Union 
(EU) eine zentrale Rolle zu. 

Damit sich Nicht-EU-Länder der 
europäischen Initiative anschließen, muss 
Europa zeigen, wie Emissionsminderun-
gen kostengünstig erreicht werden kön-
nen und gleichzeitig eine sichere Ener-
gieversorgung gewährleistet bleibt. Denn 
die Bereitschaft von Drittländern, am-
bitionierte Klimaschutzmaßnahmen zu 
ergreifen, dürfte stark nachlassen, wenn 

2 Joas et al. 2014.
3 acatech 2012.

Das Energiekonzept der Bundesregierung 
von 2010 legt gleichermaßen Ziele für den 
Klimaschutz, den Ausbau der erneuerba-
ren Energien (EE) sowie die Energieeffi-
zienz fest. Die Gesamtheit dieser Ziele be-
schreibt eine umfassende Transformation 
des Energiesystems. Die Gleichrangigkeit 
dieser Vielfalt an Zielen aufrechtzuerhal-
ten, ist allerdings ein widersprüchliches 
Unterfangen.1 Denn ernsthafte Zielkon-
flikte drohen insbesondere im Rahmen 
des energiepolitischen Zieldreiecks aus 
Umweltverträglichkeit, Versorgungssi-
cherheit und Wirtschaftlichkeit: Wenn-
gleich ein emissionsarmes System der 
Energieversorgung nur mit einem hohen 
Anteil Erneuerbarer an der Stromerzeu-
gung und mit hohen Standards der Ener-
gieeffizienz vorstellbar ist, impliziert dies 
nicht notwendigerweise, dass eine effek-
tive Reduktion von Klimagasemissionen 
am besten und kostengünstigsten durch 
eine rasche Steigerung des Anteils an Er-
neuerbaren bewirkt werden kann.

Da es unwahrscheinlich ist, dass 
die verantwortliche Politik in naher Zu-
kunft das Zielsystem durch eine Priori-
sierung ergänzen wird, muss sich jede 
Analyse der Maßnahmen und Vorschläge 
zur Umsetzung der Energiewende auf der 
Basis einer Arbeitshypothese im Hinblick 
auf diese Prioritäten bewegen. Denn kei-
neswegs ist die Energiewende identisch 
mit dem Ausbau von EE-Kapazitäten und 
dem Ausstieg aus der Kernkraft. Stattdes-
sen liegt es nahe, das Ziel „Klimaschutz“ 
nicht nur als das prioritäre, sondern als 
das eigentliche Ziel der Energiewende an-

1 acatech 2012.



10 Einleitung

sektor, bereits eine effektive Obergrenze. 
Durch nationale Fördersysteme für er-
neuerbare Stromerzeugungskapazitäten 
„erkaufte“ Treibhausgasreduktionen ver-
drängen dann lediglich die Nachfrage des 
deutschen Stromsektors nach Emissions-
zertifikaten, doch lassen sich diese Zerti-
fikate ohne Weiteres in anderen vom ETS 
abgedeckten Sektoren einsetzen. Die rein 
nationale Förderung der erneuerbaren 
Energien, in Deutschland beispielsweise 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), führt somit zu keinerlei zusätz-
lichen europaweiten Reduktionen von 
Treibhausgasen.

Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien hat auch Konsequenzen für den 
europäischen Strombinnenmarkt. Im Fal-
le von Deutschland folgen EE-Anlagen 
etwa aufgrund der marktfernen, auf fes-
ten Vergütungen basierenden Ausgestal-
tung des EEG nicht dem Strompreissig-
nal. Gleichzeitig verzerrt die Einspeisung 
von Grünstrom den Strompreis, was zu 
Fehlallokationen führen kann. Darüber 
hinaus stellt der EE-Ausbau neue Anfor-
derungen an die deutsche und europäi-
sche Infrastruktur, die noch nicht hinrei-
chend ausgebaut ist.

Diesen Herausforderungen kann 
nur durch einen dezidiert europäischen 
Ansatz begegnet werden. Doch die bislang 
weitgehend national formulierte Stra-
tegie der Energiewende erweist sich als 
losgelöst von den klima- und energiepoli-
tischen Strategien der EU und ihrer Mit-
gliedsstaaten: Die deutschen Ausbauziele 
für erneuerbare Energien gehen weit über 
die auf EU-Ebene getroffenen Vereinba-
rungen hinaus. In der Konsequenz ist die 
Geschwindigkeit des Ausbaus deutlich 
höher als in anderen Mitgliedsländern.

Tatsächlich folgen die EU-Mit-
gliedsstaaten diesem Modell nicht, viel-
mehr treiben sie ebenfalls eigene na-
tionale, vom deutschen Modell nicht 
beeinflusste Ziele voran. Viele Mitglieds-

diese mit hohen Kosten und Versorgungs-
unsicherheiten einhergehen. Gelingt es 
jedoch, in einem großen Wirtschaftsraum 
wie der EU signifikante Emissionsmin-
derungen kostengünstig zu erreichen, so 
kann die EU auch anderen Ländern und 
Regionen als Vorbild dienen.

Konkret bedeutet dies, dass auf 
europäischer Ebene Klimaschutzinstru-
mente zum Einsatz kommen müssen, die 
zum einen das für das Jahr 2030 festge-
legte EU-Ziel zur Reduktion von Treib-
hausgasen kosteneffizient erreichen. Zum 
anderen müssen die Instrumente auch für 
Drittstaaten anschlussfähig sein. Diese 
Anschlussfähigkeit ist ein entscheiden-
der Hebel für ein global koordiniertes 
Vorgehen. Durch dieses Vorgehen könnte 
schrittweise ein hinreichend großer Staa-
tenverbund zum wirksamen Klimaschutz 
geschaffen werden.

In der Europäischen Union existiert 
in Form des Emissionshandels (Emissi-
ons Trading System – ETS) bereits ein kli-
mapolitisches Leitinstrument, das die in 
der EU vereinbarten Treibhausgasreduk-
tionsziele zu geringen Kosten erreicht und 
gleichzeitig anschlussfähig ist für Dritt-
länder. Für einen wirksamen Klimaschutz 
ist ein möglichst umfassendes ETS daher 
das Mittel der Wahl.

Fragmentierung der Europäischen 
Energiepolitik: Folgen für den 
 Klimaschutz

Die zusätzliche Förderung erneuerbarer 
Energien jenseits des Emissionshandels 
erhöht die Kosten der Erreichung des 
EU-internen Reduktionsziels für Treib-
hausgase teilweise erheblich, ohne einen 
direkten Beitrag zum Abbau von Klima-
gasen zu leisten.4 Denn das ETS setzt den 
emittierten Klimagasen in den von ihm 
abgedeckten Sektoren, inklusive Strom-

4 Sachverständigenrat 2014.
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stehen, sofern der Klimaschutz als pri-
oritär gesehen wird. Zweitens wird ein 
Ausbau des Binnenmarktes für Strom als 
wünschenswert betrachtet. Drittens wird 
vorausgesetzt, dass keine Bereitschaft 
besteht, Abstriche hinsichtlich der tech-
nischen Versorgungssicherheit im Strom-
sektor zu akzeptieren. Viertens müssen 
sämtliche Maßnahmen mit dem europä-
ischen und deutschen Recht in Einklang 
stehen, um Rechtssicherheit für Investiti-
onen in klimafreundliche Technologien zu 
gewährleisten.

Kapitel 2 gibt einen Überblick über 
die europäischen Klimaschutzmaßnah-
men sowie die Integration des Strombin-
nenmarktes und benennt Widersprüche, 
die sich durch die bislang rein national 
formulierte Energiewende ergeben. Ka-
pitel 3 beschreibt Handlungsoptionen für 
die gestaltende Politik. Im Mittelpunkt 
steht dabei die Gestaltung des Emissi-
onshandels als wirksames Instrument für 
Klimaschutz und Marktintegration. Ein 
solches Instrument kann von Mechanis-
men flankiert werden, die den Binnen-
markt stärken. Eine Einigung auf solche 
Maßnahmen setzt aber voraus, dass un-
terschiedliche nationale Gegebenheiten 
in den EU-Mitgliedsstaaten über Mecha-
nismen eines Lastenausgleichs berück-
sichtigt werden. Kapitel 4 nimmt eine Be-
wertung der Optionen hinsichtlich ihrer 
rechtlichen Umsetzbarkeit vor und un-
tersucht die Europarechtskonformität der 
Maßnahmen. Kapitel 5 fasst die Hand-
lungsoptionen und die mit ihnen einher-
gehenden Zielkonflikte zusammen.

staaten setzen dabei auf einen langsame-
ren Ausbau von Erneuerbaren und eine 
weiterhin bedeutende Rolle konventionel-
ler Energieträger. In diesem Sinne stößt 
die deutsche Energiewende innerhalb der 
EU weitgehend auf wenig Begeisterung 
und teilweise sogar auf offenen Wider-
spruch. Dies gilt insbesondere dort, wo 
benachbarte Mitgliedsstaaten gezwungen 
sind, die dargebotsabhängigen Einspeise-
spitzen von in Deutschland produziertem 
Strom in ihren Stromnetzen aufzufangen.

Aufbau der Stellungnahme

Die vorliegende Stellungnahme beschreibt 
Übergänge zu einem wirksamen und kos-
teneffizienten Klimaschutz in Europa un-
ter besonderer Berücksichtigung eines 
funktionierenden Binnenmarktes. Im 
Mittelpunkt dieser Handlungsoptionen 
steht der Ausbau eines klimapolitischen 
Leitinstruments in Form des Emissions-
handels, das Klimaschutz und Marktinte-
gration von Erneuerbaren gewährleistet 
und von weiteren Instrumenten flankiert 
werden kann. 

Die Bundesregierung kann einen 
solchen energie- und klimapolitischen 
Ordnungsrahmen in Europa entschei-
dend mitgestalten, indem sie dafür ak-
tiv im Europäischen Rat eintritt. Ebenso 
kann sie bereits jetzt auf freiwilliger Ba-
sis Schritte zu einer Harmonisierung der 
Instrumente vornehmen. Die Integration 
der Klimaschutzmaßnahmen in Europa 
ist dabei der Schlüssel zu hoher Kosten-
effizienz beim Klimaschutz. Hohe Kos-
teneffizienz wiederum ist eine Grundvo-
raussetzung dafür, dass sich Drittländer 
der europäischen Initiative anschließen 
und Treibhausgasemissionen im globalen 
Maßstab reduziert werden können. 

Der Stellungnahme liegen die fol-
genden Annahmen zugrunde: Erstens ist 
die europäische Minderung von Treib-
hausgasen als das vorrangige Ziel zu ver-



12 Status quo der europäischen Energie- und Klimaschutzpolitik

2. Status quo der europäischen Energie- 
und Klimaschutzpolitik

reize für klimafreundliche Technologien 
geschaffen.7 

Darüber hinaus ist das ETS hoch-
gradig anschlussfähig für internatio-
nale Kooperationen. Im Rahmen eines 
Bottom-up-Verfahrens, das den schritt-
weisen Aufbau einer globalen Klima-
schutzallianz zum Ziel hat, könnte das 
europäische System etwa mit den Emis-
sionshandelssystemen anderer Länder 
verbunden werden, und Drittländer 
könnten durch monetäre Anreize zu ei-
nem Beitritt bewogen werden.8 Die Aus-
weitung des ETS würde die zunehmend 
globale Steuerung von Treibhausgasen 
erlauben und könnte den Weg für ein 
globales Klimaschutz-Abkommen ebnen. 
Da beim Klimaschutz letztlich die Reduk-
tion des globalen Treibhausgasausstoßes 
zählt, ist gerade diese Anschlussfähigkeit 
von erheblicher Bedeutung.

Ausgangsbeobachtung 2 

Die Unklarheit über die künftige Ausgestaltung 

des ETS kann zu Investitionszurückhaltung bei 

CO2­armen Technologien führen�

Ein entscheidendes Erfolgskriteri-
um für die Stabilität und Wirksamkeit des 
Emissionshandels ist das Bekenntnis sei-
tens der europäischen Politik zur Dauer-
haftigkeit des Systems. Mit der Festlegung 
auf ein EU-Ziel zur Reduktion von Treib-
hausgasen für das Jahr 2030 haben die 
Mitgliedsstaaten einen wichtigen Schritt 
getan, um dies zu gewährleisten. Aktu-

7 Calel/Dechezleprêtre 2014.
8 acatech 2012.

2�1 Das Leitinstrument zum 
Klimaschutz kann weiter­
entwickelt werden

Der europäische Emissionshandel ist das 
wesentliche gemeinschaftliche Instru-
ment in der EU zum Klimaschutz, wenn-
gleich seine konkrete Ausgestaltung zu-
letzt intensiv diskutiert wurde. Das ETS 
deckt derzeit rund 50 Prozent der CO2-
Emissionen und 45 Prozent der gesamten 
Treibhausgasemissionen in der Europä-
ischen Union ab.5 Wichtige Sektoren wie 
der Verkehrs- und Wärmesektor sowie die 
Landwirtschaft sind allerdings ebenso we-
nig erfasst wie Kleinanlagen im Umwand-
lungssektor.

Ausgangsbeobachtung 1  

Kosteneffiziente Zielerreichung und internati­

onale Anschluss fähigkeit machen das ETS zum 

Instrument erster Wahl für den Klimaschutz.

Beim ETS handelt es sich bereits 
jetzt um ein effektives Instrument, das die 
regulierten Emissionen erfolgreich ent-
lang des festgelegten Minderungspfades 
reduziert und somit eine direkte Errei-
chung des europäischen Reduktionsziels 
für Treibhausgase ermöglicht.6 Des Wei-
teren hat das ETS dem aktuellen Kennt-
nisstand zufolge zudem Innovationsan-

5 EU 2014-1.
6 Abrell et al. 2011; Zachmann 2013. Die Festlegung des 

Minderungspfades für die Jahre 2013 bis 2020 erfolgte 
in Anlehnung an das sektorenübergreifende Redukti-
onsziel von 20 Prozent gegenüber dem Basisjahr 1990, 
auf welches der Europäische Rat sich im Jahr 2007 
verständigt hat (EU 2010): 2008–2012 Zuteilung von 
2,08 Milliarden Zertifikaten, ab 2013 jährliche Redukti-
on um 1,74 Prozent (2013: Zuteilung von 1,93 Milliarden 
Zertifikaten. Ein Zertifikat entspricht dabei einer Tonne 
CO2-Äquivalent).
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ell besteht allerdings erhöhte Unsicher-
heit über die künftige Ausgestaltung des 
Emissionshandels. Denn Verbesserungs-
potenziale bestehen: Der Preis für Emissi-
onszertifikate ist aktuell sehr niedrig. Die 
beiden unmittelbaren Auslöser für die-
sen Preisverfall sind ein Nachfragerück-
gang nach Zertifikaten im Zuge der Wirt-
schaftskrise und eine Überallokation von 
Zertifikaten.9 Nicht zuletzt ist jedoch die 
Tatsache, dass Marktteilnehmer offenbar 
keine effektive Regelung zum Abbau des 
Zertifikatüberschusses für die vierte Han-
delsperiode ab 2021 erwarten, für den 
Preisverfall verantwortlich.10 Auch beste-
hen Zweifel, ob eine Maßnahme wie die 
Einführung einer Marktstabilitätsreserve, 
welche Zertifikatsüberschüsse abbauen 
soll, diese Dynamik wird brechen können.

Die Unsicherheit kann dazu führen, 
dass die regulierten Unternehmen ihre 
Investitionen in Vermeidungsmaßnah-
men sowie Forschung und Entwicklung 
zurückhalten. Um Investitionssicherheit 
zu gewährleisten und ein Bekenntnis der 
Politik zum System zu signalisieren, soll-
ten daher die Rahmenbedingungen für 
den Emissionshandel über das Jahr 2020 
hinaus möglichst effektiv ausgestaltet 
werden.

Ausgangsbeobachtung 3 

Die zusätzliche – im Falle von Deutschland 

massive – Förderung erneuerbarer Energien 

kann einen kosteneffizienten und damit letztlich 

effektiven Klimaschutz konterkarieren.

Darüber hinaus ist zu klären, wel-
che Rolle eine zusätzliche EE-Förderung 
jenseits des Emissionshandels überhaupt 

9 Zum einen haben Marktteilnehmer internationale Emis-
sionsgutschriften aufgrund ihrer Emissionsvermeidung 
im außereuropäischen Ausland erhalten (sogenannte 
„Offsets“). Zum anderen wurden zusätzliche Auktionen 
durchgeführt. Beides kann zu der hohen Menge an Zer-
tifikaten im System beigetragen haben. Ebenso könnte 
die Förderung von erneuerbaren Energien zu einem 
Nachfragerückgang geführt haben.

10 Koch et al. 2014.

spielen kann. Das ETS ist bereits ein tech-
nologieneutrales Fördersystem zur Emis-
sionsvermeidung, das einen Großteil der 
klimapolitisch relevanten Sektoren um-
fasst und damit sowohl den Ausbau der 
erneuerbaren Energien als auch Innovati-
onen anregt. Zusätzliche innovationspoli-
tische Bemühungen mögen nichtsdesto-
weniger sinnvoll sein, erfordern aber eine 
stringente Begründung und den empiri-
schen Nachweis ihres Erfolgs.

Mit Blick auf den Klimaschutz 
steht die separate Förderung erneuer-
barer Energien in einem starken Wider-
spruch zur Funktionsweise des ETS: Die 
deutschen und europäischen Emissionen 
werden direkt über das ETS gesteuert. Die 
separate Förderung Erneuerbarer kann in 
dieser Konstellation daher nicht zu einer 
Verringerung der relevanten Emissions-
menge führen.11 Denn die Subventionie-
rung des Stromsektors führt zu einem sin-
kenden Preis der ETS-Zertifikate, sodass 
vermeintliche Reduktionen von Treibh-
ausgasen im deutschen Stromsektor au-
tomatisch durch steigende Emissionen 
anderer im ETS regulierter Sektoren kom-
pensiert werden.12 

Dies macht nationale Förderpoli-
tiken hinsichtlich des relevanten Reduk-
tionsziels für Treibhausgase nicht nur 
wirkungslos, sondern lässt die Kosten der 
Zielerreichung erheblich höher ausfallen 
als eigentlich nötig. Da Kosteneffizienz ein 
wesentliches Akzeptanzkriterium für die 
Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen 
in Nicht-EU-Ländern und damit für die 

11 EFI 2014. Eine Emissionsreduktion durch EE-Förde-
rung wäre in diesem Zusammenhang lediglich in zwei 
theoretischen Fällen denkbar, nämlich dann, wenn der 
Emissionshandel beendet und in der Konsequenz der 
Zertifikate-Preis auf null fallen würde. Oder aber dann, 
wenn die Förderung zu Reduktionen in Wirtschaftssek-
toren außerhalb des ETS führen würde. Während das 
Eintreten des ersten Falls aufgrund der Festlegung des 
EU-weiten Klimaziels für 2030 derzeit nicht möglich er-
scheint, gibt es für den zweiten Fall keinen empirischen 
Beleg, der auf einen nennenswerten Effekt hindeuten 
würde.

12 Dieser Effekt ist auch empirisch belegt. Allerdings ist 
die separate EE-Förderung wohl nicht der zentrale 
Treiber des Preisverfalls im Emissionshandel (Koch et 
al. 2014). 
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globale Reduktion der Klimagase ist, darf 
dieser Aspekt keinesfalls vernachlässigt 
werden.13 

Für die oft in diesem Zusammen-
hang angeführten Innovationswirkungen 
von Förderinstrumenten14, die wie das EEG 
den Ausbau bereits etablierter Technologi-
en vorantreiben, konnte dagegen bislang 
kein empirischer Nachweis erbracht wer-
den, der hier einen wesentlichen Effekt 
vermuten ließe.15 Sollten sich denn neben 
dem ETS weitere Innovationsanreize als 
notwendig herausstellen, so könnte dies 
erfolgversprechender mit einer staatlichen 
Förderung von grundlegender Forschung 
und Entwicklung gelingen.16

Ob eine nationale Förderung der 
Erneuerbaren angesichts der genann-
ten Inkonsistenzen in jedem Falle wohl-
fahrtsmindernd wirkt, ist damit noch 
nicht gesagt. Denn dies hängt jeweils 
vom betrachteten Zielsystem und den 
weiteren Zielen ab, die neben dem Kli-
maschutzziel noch von gesellschaftlicher 
Relevanz sind, etwa die Vermeidung lo-
kaler Luftverschmutzung, die Schonung 
endlicher Ressourcen oder die Unabhän-
gigkeit von Importen fossiler Energie-
träger.17 Dennoch wären diese Vorzüge 
dann beim Einsatz von nationalen För-
derregimes von Erneuerbaren explizit als 
wohlfahrtssteigernde Ziele zu rechtferti-
gen und ihr besseres Erreichen durch das 
Förderregime empirisch nachzuweisen.18 
Vor allem aber wäre es dringend geboten, 
diese etwaigen Vorzüge gegen die durch 
die Inkonsistenz mit dem ETS entstehen-

13 Auch dürfen die Belastungen für Gesellschaft und 
Unternehmen nicht zu hoch ausfallen, da sonst die 
Akzeptanz für klimapolitische Maßnahmen einbrechen 
und Wirtschaftsaktivitäten (und damit Treibhausgas-
emissionen) ins Ausland verlagert werden könnten.

14 UBA 2014.
15 EFI 2014.
16 Dechezleprêtre/Glachant 2014.
17 Edenhofer et al. 2013; McCollum et al. 2013.
18 Grundsätzlich müssen alle derartigen Politikinstru-

mente diese Prüfung bestehen. Ohne empirischen 
Befund ließe sich keine verlässliche Ursache-Wirkungs-
Beziehung zwischen Maßnahme und Zielerreichung 
herstellen. 

den Kosten abzuwägen. Trifft die Arbeits-
hypothese dieses Beitrags, dass die Ener-
giewende zuallererst dem Klimaschutz 
dienen soll, zu, so ist eine zusätzliche 
EE-Förderung jedenfalls im besten Fall 
nicht zielführend und unter Umständen 
sogar kontraproduktiv. Dieselbe Diagno-
se gilt im Übrigen auch für andere natio-
nale Instrumente wie die Förderung von 
Maßnahmen zur Steigerung der Energie-
effizienz, deren wohlfahrtssenkende oder 
-steigernde Effekte einer gründlichen 
Überprüfung zur Rechtfertigung ihres 
Einsatzes bedürfen. 

2�2 Deutschlands Alleingang er­
schwert die Integration der 
europäischen Strommärkte 

Dreh- und Angelpunkte des liberalisier-
ten Strommarktes in den wettbewerblich 
organisierten Wertschöpfungsstufen von 
Erzeugung, Handel und Vertrieb sind der 
europäische Stromgroßhandelsmarkt 
und die auf diesem Markt entstehenden 
Preise.19 Diese Preise spiegeln in ho-
her zeitlicher Auflösung20 die jeweilige 
Knappheit im europäischen Stromsys-
tem wider und liefern damit wichtige 
Anhaltspunkte für Investoren, Betreiber 
und Nachfrager für die Ausrichtung ihrer 
wirtschaftlichen Entscheidungen. Gera-
de für einen umfassenden Transformati-
onsprozess wie den Ausbau erneuerbarer 
Energien ist die hohe Güte solcher Preis-
signale ein entscheidendes Erfolgskrite-
rium.21

19 Bettzüge 2013. Der Strommarkt setzt sich zusammen 
aus dem Terminmarkt, dem Spotmarkt, dem Intraday-
markt und dem Regelenergiemarkt.

20 Zum Ausgleich des Stromsystems in der sehr kurzen 
Frist wird der Stromgroßhandelsmarkt durch Reserve-
märkte ergänzt, in denen ein einzelner Nachfrager die 
Wahl zwischen vielen Anbietern hat.

21 Die Vielzahl der Einzelentscheidungen auf dem Strom-
markt – beispielsweise Investitionen in konventionelle 
Erzeugungsanlagen, in sehr unterschiedliche erneuer-
bare Energien-Technologien und -Standorte, dezentrale 
Erzeugungsanlagen wie Mikro-KWK, in Speichertech-
nologien oder in Flexibilitätstechnologien auf der Nach-
frageseite (Demand Side Management, DSM) – lassen 
sich so miteinander koordinieren.
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Da Strom zunehmend grenzüber-
schreitend gehandelt wird („Market 
Coupling“22), werden tendenziell die Prei-
se europäischer Strommärkte angeglichen 
und knappe Übertragungskapazitäten 
effizient vergeben. Insgesamt ist die Inte-
gration der Stromgroßhandelsmärkte in 
Europa also als bereits weit fortgeschritten 
zu bezeichnen:23 Preisdifferenzen zwischen 
europäischen Märkten sind in den vergan-
genen Jahren teilweise nahezu völlig ver-
schwunden. Die wachsende Integration 
Deutschlands mit den Nachbarmärkten 
hat im Jahre 2012 aber eine gewisse Um-
kehr erfahren, indem die Preisdifferenzen 
wieder zunahmen.24 Ursachen hierfür sind 
unter anderem die Veränderungen des 
Erzeugungsmix in Deutschland durch das 
Kernkraftmoratorium und die stark gestie-
genen Einspeisungen von EE-Strom. 

Ausgangsbeobachtung 4 

Wichtige Herausforderungen für den Strombin­

nenmarkt bestehen in der Marktintegration der 

Erneuerbaren und den neuen Anforderungen an 

die deutsche und europäische Infrastruktur.

Mit Blick auf die Förderung erneu-
erbarer Energien ergeben sich hier zwei 
grundlegende Herausforderungen hin-
sichtlich der Integration von EE in den 
Strommarkt. Erstens folgen EE-Anlagen 
aufgrund der im Rahmen des EEG be-
stehenden Einspeisegarantie nicht dem 
Strompreissignal. Zweitens berücksichti-
gen Investitionsentscheidungen in solche 
Anlagen nicht das Marktrisiko – etwa bei 
einer schwächeren Entwicklung der Nach-
frage – und damit auch nicht die Gleichzei-
tigkeit der Einspeisung der EE-Anlagen.

22 Verbunden sind bereits Deutschland, Frankreich, die 
Beneluxstaaten, Dänemark, Norwegen, Schweden und 
Finnland. Ebenso besteht eine gleichstrombetriebene 
Höchstspannungsleitung (HVDC), die Polen mit Schwe-
den verbindet. In Planung befindet sich die Ausweitung 
auf die baltischen Staaten sowie anschließend auf Spani-
en und Portugal.

23 EU 2012, ACER/CEER 2012.
24 Monopolkommission 2013.

Auch die europaweit verbreitete 
nationalstaatliche Subventionierung von 
Kraftwerken auf Basis konventioneller, 
nicht-erneuerbarer Energien wie Kohle- 
und Kernenergie führt zu Verzerrungen im 
europäischen Strombinnenmarkt.25 Doch 
die technologiespezifische Förderung der 
erneuerbaren Energien in Deutschland 
und die spezifische Ausgestaltung der 
Förderregeln im EEG sind qualitativ von 
größerer Bedeutung, denn die damit ein-
hergehenden Fehlanreize stehen im Wi-
derspruch zur Grundmechanik des euro-
päischen Strombinnenmarktes.26

Der fehlenden Marktintegration 
der Erneuerbaren soll im Rahmen des 
reformierten EEG durch eine Direktver-
marktung begegnet werden. Es ist aber 
zu erwarten, dass EE-Anlagen bei der 
Stromeinspeisung Strompreissignale wei-
terhin nur bedingt berücksichtigen wer-
den. Denn der geplante Aufschlag auf den 
Strompreis (Prämie) ermöglicht es, dass 
eine Einspeisung selbst bei negativen Prei-
sen einen positiven Erlös erzielen kann. 
Ebenso bleibt der Einspeisevorrang für 
deutsche EE-Anlagen bestehen. Darüber 
hinaus sollen neu hinzukommende EE-Er-
zeugungskapazitäten künftig technologie-
spezifisch ausgeschrieben werden. Ob ein 
solches Ausschreibungsmodell tatsächlich 
zu einer besseren Marktintegration führt, 
ist zweifelhaft. Denn eine spezifische För-
derung einzelner Technologien erlaubt kei-
nen umfassenden Wettbewerb zwischen 
Technologien und damit keine adäquate 
Berücksichtigung des tatsächlichen Markt-
risikos. 

Eine Besinnung auf die europäi-
sche Perspektive ist bei den aktuellen Re-
formbestrebungen der Bundesregierung 
nicht erkennbar. Dies zeigt sich auch im 
Bereich der Netze: Zum einen sind das in-
nerdeutsche, aber auch das europäische 
Netz nach wie vor zu schwach entwickelt, 

25 IEA 2011.
26 Bettzüge et al. 2011.
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um die wachsende Menge an von erneu-
erbaren Energien erzeugtem Strom aufzu-
nehmen. Versorgungsengpässe könnten 
die Folge sein. Mit Blick auf das europä-
ische Netz ist dabei nicht eindeutig ge-
klärt, wie die Kosten für den Netzausbau 
zwischen den jeweiligen EU-Mitgliedern 
verteilt werden sollen. Zum anderen be-
wirkt deutscher Grünstrom auch einen 
Verfall des Stromgroßhandelspreises im 
europäischen Ausland mit entsprechen-
den Konsequenzen für die Rentabilität 
ausländischer Kraftwerke. Auch hierfür 
gibt es bislang keine Regelung.

Verstärken sich die beschriebenen 
Tendenzen hinsichtlich des Strombin-
nenmarktes, so könnte eine Abkopplung 
Deutschlands vom europäischen Strom-
binnenmarkt erfolgen: So würde sich 
ohne einen entsprechenden Ausbau von 
Übertragungskapazitäten der Strompreis 
in vielen Stunden in Deutschland deutlich 
von dem im benachbarten Ausland un-
terscheiden. Die Belastung ausländischer 
Netze könnte weiter zunehmen und die 
Rentabilität ausländischer Kraftwerke ab-
nehmen.

Aus rechtlicher Sicht wird derzeit 
diskutiert, ob und unter welchen Bedin-
gungen eine nationale EE-Förderung 
überhaupt mit dem vom Europarecht 
vorgegebenen und dem Binnenmarkt zu-
grunde liegenden Wettbewerbsprinzip 
vereinbar ist.27 Insofern stellt sich die Fra-
ge, ob mittelfristig eine Verlagerung der 
EE-Förderung auf die europäische Ebene 
sinnvoll ist, um potenzielle Rechtsstreitig-
keiten zu vermeiden.

Um die hier dargestellten Her-
ausforderungen zu adressieren, stehen 
bereits verschiedene EU-Konzepte und 
Mechanismen zur Verfügung. Auch die 
Rahmenstrategie der EU-Kommission für 
die Bildung einer europäischen Energie-
union nennt Ansatzpunkte, um die Inte-

27 Wolfrum 2014.

gration der energie- und klimapolitischen 
Maßnahmen in Europa zu vertiefen.28 

Die vorliegende Stellungnahme 
baut auf solchen Konzepten auf und zeigt 
anhand von konkreten Handlungsoptio-
nen, wie ein europäischer Rahmen ausge-
staltet werden kann.

28 EU 2015-1.
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3. Handlungsoptionen

nationaler Fördersysteme reduzieren und 
die Binnenmarktintegration der Erneu-
erbaren steigern. Mit Blick auf den Kli-
maschutz stellt diese Handlungsoption 
allerdings keine Alternative zum Emissi-
onshandelssystem dar. Denn eine euro-
päisch integrierte EE-Förderung erfüllt 
nicht die Anforderungen an ein effektives 
klimapolitisches Instrument.

Der Ausbau erneuerbarer Energien 
innerhalb Deutschlands würde in jedem 
Falle hinter den aktuellen Ausbauzielen 
der Bundesregierung zurückbleiben – zu-
gunsten eines Ausbaus an den europaweit 
günstigsten Standorten.29

Neben der Marktintegration der 
Erneuerbaren kann der Binnenmarkt 
durch flankierende Maßnahmen gestärkt 
werden. Hierbei gilt es, Übertragungska-
pazitäten zu erhöhen und Engpässe zu 
vermeiden, sodass sich die Strompreise 
in Europa weiter anpassen. Vor allem ein 
Ausbau der physischen Austauschkapa-
zitäten würde diese Preisdifferenzen ten-
denziell weiter mindern.30 Weitergehende 
Effizienzvorteile des Stromgroßhandels in 
Zentralwesteuropa (die sogenannte CWE-
Region umfasst Deutschland, Frankreich, 
die Beneluxstaaten, Österreich, Schweiz 
und Dänemark-West) könnten insbeson-
dere durch die Einführung von an die 
tatsächliche Netzstruktur angepassten 
und damit häufig grenzüberschreitenden 
Preiszonen realisiert werden.

29 EWI 2012-1.
30 Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die Anzahl 

der Engpassstunden oder die Höhe der entstehen-
den Preisdifferenz im Verhältnis zu den Kosten eines 
weiteren Netzausbaus hoch sind. Ansonsten muss durch 
eine Preisdifferenz kein zwingender Handlungsbedarf 
ausgelöst werden. 

Vor dem Hintergrund der dringend not-
wendigen Neuausrichtung des europäi-
schen Ordnungsrahmens für einen wirk-
samen Klimaschutz ist es das erklärte 
Ziel dieser Stellungnahme, entsprechende 
Handlungsoptionen im Hinblick auf ihre 
möglichen Wirkungen und ihre politische 
Umsetzbarkeit hin zu überprüfen. Um die 
bereits beschriebenen Handlungsfelder 
konsequent nach dem übergeordneten Ziel 
des Klimaschutzes zu gestalten, ergeben 
sich für die deutsche und europäische Po-
litik unterschiedliche Handlungsoptionen.

Für einen wirksamen Klimaschutz 
ist der Ausbau des Emissionshandels un-
ter den Gesichtspunkten der Kosteneffizi-
enz und der Ausweitung auf Drittländer 
und weitere Treibhausgase emittierende 
Sektoren naheliegend. Eine zusätzliche 
EE-Förderung würde dann schrittweise 
zugunsten einer Revitalisierung des ETS 
abgebaut. EE-Anlagen wären damit voll-
ständig in den Markt integriert und wür-
den Strompreissignalen folgen.

Gelingt es den EU-Mitgliedsstaaten 
nicht, den Emissionshandel als Leitinst-
rument zu stärken und dabei auf zusätz-
liche, potenziell ineffektive Förderinstru-
mente zu verzichten, stellt sich die Frage, 
wie sich dennoch eine Strategie für ein 
europäisch integriertes Vorgehen gestal-
ten ließe. In diesem Falle könnte unter 
bestimmten Bedingungen eine europä-
isch verzahnte Erneuerbaren-Förderung 
einen Übergang schaffen. Dies würde – 
verglichen mit einer Vorgehensweise, in 
welcher das ETS das alleinige Instrument 
darstellt – die Kosten der Klimazielerrei-
chung erhöhen. Doch ein solches Vorge-
hen könnte immerhin die hohen Kosten 
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3.1 Politische Umsetzbarkeit 
energie­ und klimapolitischer 
Maßnahmen im Kontext der 
Europäischen Union

Eine entscheidende Rolle bei der Imple-
mentierung der im Rahmen dieser Stel-
lungnahme beschriebenen Handlungsop-
tionen spielt die politische Umsetzbarkeit. 
Da die EU in vielen Bereichen keine oder 
nur eingeschränkte Kompetenzen hat, 
sind „ideale“ Lösungen im Sinne eines 
„Top-down“-Vorgehens nicht unmittelbar 
zu erreichen:
• So existieren bei der Ausgestaltung des 

ETS grundlegende Differenzen über 
den anzustrebenden Emissionsminde-
rungspfad sowie über die notwendige 
Höhe des Zertifikatspreises. Einige 
Mitgliedsstaaten mit hohen Anteilen an 
kohlebasierter Stromerzeugung stehen 
einem ambitionierten ETS-Ausbau kri-
tisch gegenüber.

• Auch eine EU-weite Erneuerbaren-
Förderung ist nicht ohne Weiteres auf 
europäischer Ebene umsetzbar. Denn 
nach Artikel 194 des Lissabon-Vertrags 
legen die Mitgliedsstaaten ihren Ener-
giemix selbst fest. 31 

• Im Bereich der Netze bleiben die natio-
nalen Entscheidungsträger ausschlag-
gebend. Die nationalen Regierungen 
gestalten nach wie vor den Netzausbau 
mithilfe der Übertragungsnetzbetrei-
ber (als Eigentümer) oder nationaler 
Netzregulierung. Interessenkonflikte 
werden hier meist bi- oder multilate-
ral, nicht aber auf EU-Ebene ausgetra-
gen.

Die nationalen Kompetenzen der 
Mitgliedsstaaten entsprechen mit Blick 
auf Klimaschutz und Binnenmarkt ins-
gesamt nicht dem Subsidiaritätsprinzip. 
Denn sowohl Klimaschutzmaßnahmen als 

31 Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union garantiert dabei explizit „das Recht eines Mit-
gliedstaats, die Bedingungen für die Nutzung seiner 
Energieressourcen, seine Wahl zwischen verschiedenen 
Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner 
Energieversorgung zu bestimmen“.

auch Maßnahmen zur Vertiefung des Bin-
nenmarktes ließen sich auf europäischer 
Ebene effektiver gestalten. Dieser Um-
stand erschwert es, einen europäischen 
Beitrag zum Klimaschutz zu leisten und 
die Widersprüche nationaler Energiepoli-
tik zum Binnenmarkt aufzulösen.

Da eine Übertragung von Kom-
petenzen auf EU-Ebene nicht ohne Wei-
teres möglich sein wird, können Hand-
lungsoptionen keine „idealen“ Lösungen 
darstellen, sondern müssen Übergänge 
beziehungsweise pragmatische Kompro-
misslösungen beschreiben. Einige Re-
formschritte erfordern eine Neuordnung 
von Kompetenzen – auf europäischer und 
nationaler Ebene. Sollte dies im Rahmen 
der gesamten EU nicht in der mittleren 
Frist politisch umsetzbar sein, kann dies 
– als Übergang zu einer gesamteuropä-
ischen Lösung – auf Regionalebene ge-
schehen, im Falle von Deutschland in 
Zentralwesteuropa (CWE-Region).

Eine Schlüsselrolle bei der Wei-
terentwicklung des Emissionshandels 
sowie der Harmonisierung von Erneuer-
baren-Förderung und Netzausbau spielt 
die Frage der Lastenteilung zwischen 
den Ländern bei der Finanzierung dieser 
Maßnahmen. Hier bieten sich Transfer- 
und Kooperationsmechanismen an. Sie 
können dazu beitragen, dass Länder Maß-
nahmen akzeptieren, die ihren nationalen 
energiepolitischen Interessen bei isolier-
ter Betrachtung zuwiderlaufen, aber im 
Sinne des Binnenmarktes und des Klima-
schutzes sinnvoll sind.

Die Bundesregierung kann durch 
eine stärkere Kooperationsbereitschaft 
beim Netzausbau und bei der Netzregu-
lierung sowie bei der EE-Förderung direkt 
zum Gelingen eines europäischen Ord-
nungsrahmens beitragen. Darüber hinaus 
kann sie im Europäischen Rat aktiv für 
die konsequente Weiterentwicklung des 
Emissionshandels eintreten. Um sicher-
zustellen, dass alle ergriffenen Maßnah-
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men langfristig Bestand haben, sind die 
Rahmenbedingungen des europäischen 
und deutschen Rechts zu beachten.

3.2 Die europäischen Instrumente 
neu ausrichten

3.2.1 Ausbau des Emissionshandels

Damit das ETS ein Erfolg für den Klima-
schutz wird, muss erstens die im ETS fest-
gelegte Emissionsobergrenze beständig re-
duziert werden. Durch die Festlegung auf 
ein EU-weites Emissionsreduktionsziel für 
2030 haben die Mitgliedsstaaten hierfür 
bereits eine klare Perspektive geschaffen.32 
Zweitens müsste das ETS alle relevanten 
Sektoren, die Treibhausgase emittieren, 
umfassen, also entsprechend um die noch 
fehlenden Sektoren erweitert werden. 
Drittens ist das ETS global mit anderen 
Ländern so abzustimmen, dass sich diese 
der Emissionsminderung anschließen –
vorzugsweise durch eigene Emissionshan-
delssysteme, die sich mit dem ETS verbin-
den lassen, oder den Beitritt zum ETS. 

Eine Reform müsste allerdings 
nicht zuletzt die Erwartungen der Markt-
teilnehmer stabilisieren und glaubhaft 
machen, dass sich Investitionen der 
Marktteilnehmer in Vermeidungsmaß-
nahmen sowie Forschung und Entwick-
lung auch lohnen. 

Häufige, wenig erfolgversprechen-
de Eingriffe in das ETS während laufen-
der Handelsperioden erhöhen dagegen 
die Unsicherheit der Marktteilnehmer und 
tragen maßgeblich zur Preisvolatilität bei. 
Dennoch wurde das sogenannte „Backloa-
ding“ für die laufende Handelsperiode ein-
geführt. Damit werden Zertifikate im Wert 
von 900 Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lenten in 2019 und 2020 auktioniert, statt 
zwischen 2014 und 2016.33 Ein solches po-

32 Darüber hinaus könnten angesichts der langen Investi-
tionszyklen in verschiedenen Wirtschaftssektoren auch 
Zielsetzungen über 2030 hinweg sinnvoll sein.

33 EU 2014-2.

litisches Placebo signalisiert zwar die Be-
reitschaft der Politik für Reformen, wird 
aber keinen wesentlichen Einfluss auf die 
Investitionsentscheidungen der Marktteil-
nehmer haben und bestenfalls den Zertifi-
katspreis für kurze Zeit moderat anheben.34

Zuletzt wurden jedoch auch grund-
legendere ETS-Reformen diskutiert.35 Die 
Vorschläge unterscheiden sich stark hin-
sichtlich der Frage, inwiefern der derzeit 
niedrige Preis ein Problem darstellt und 
damit einhergehend, welches spezifische 
Ziel mit dem ETS verfolgt wird (nur Ein-
halten der Emissionsobergrenze oder 
darüber hinaus auch Setzen von Innova-
tionsanreizen). Um einem „Lock-in“ von 
wichtigen Investitionen in Vermeidungs-
technologien sowie in Forschung und 
Entwicklung entgegenzuwirken, muss die 
Glaubwürdigkeit des Systems wiederher-
gestellt und der Preis stabilisiert werden. 

Die Einführung eines Preiskorri-
dors, bestehend aus einem Mindest- und 
einem Höchstpreis bei Auktionen, würde 
den Marktteilnehmern Sicherheit über 
den künftigen Preispfad geben und ihre 
Erwartungen stabilisieren.36 Damit könn-
te dann ein starker Innovationsanreiz vom 
ETS ausgehen. Die derzeit angestrebte 
Implementierung einer Stabilitäts reserve 
erlaubt dagegen – ganz ähnlich wie das 
„Backloading“ – kein treffsicheres Errei-
chen eines Preisniveaus.37 Stattdessen ist 
davon auszugehen, dass der Markt die 
damit geplante temporäre Herausnahme 
von Zertifikaten längst antizipiert und da-

34 UBA 2012.
35 Grosjean et al. 2014.
36 Euro-CASE 2014.
37 Der Ansatz der Stabilitätsreserve besteht im Grunde 

darin, dass – sobald der Zertifikate-Überschuss eine 
kritische Grenze (833 Millionen Zertifikate) überschreitet 
– ein gewisser Prozentsatz (12 Prozent) des Überschusses 
auf künftigen Auktionen nicht versteigert, sondern aus 
dem Markt genommen und in eine „Reserve“ eingespeist 
wird. Fällt der Überschuss dagegen unter eine kritische 
Grenze (400 Millionen Zertifikate) oder übersteigt der 
Zertifikate-Preis einen kritischen Wert (das Dreifache 
des Durchschnittspreises in den letzten zwei Jahren), so 
werden automatisch 100 Millionen Zertifikate aus der 
Reserve via Auktion in den Markt gegeben. 
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mit eingepreist hat.38 Das angestrebte hö-
here Preisniveau wurde bislang erkennbar 
nicht erreicht.

Ein Preiskorridor würde im Ver-
bund mit einem steigenden Anteil an 
auktionierten Zertifikaten zu steigenden 
Einnahmen aus dem ETS führen, die für 
weitere Klimaschutzmaßnahmen genutzt 
werden könnten. Er würde zudem einer 
Unterminierung des ETS durch nationa-
le Instrumente entgegenwirken, da ein 
Preisverfall unter das vorgegebene Niveau 
nicht mehr möglich wäre. 

Im Idealfall würde die Förderung 
erneuerbarer Energien parallel dazu 
schrittweise abgebaut. Die Erneuerbaren 
müssten sich dann im Rahmen des ETS 
allein aufgrund ihres Potenzials zur kos-
teneffizienten Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen durchsetzen. Unterschied-
liche Pfadabhängigkeiten, Präferenzen 
bei den nationalen Förderpolitiken und 
langfristige energiepolitische Strategien 
machen aber einen solchen Weg in abseh-
barer Zeit unwahrscheinlich. Ziel kann es 
daher sein, die unterminierende Wirkung 
auf das ETS, die die Förderung erneuer-
barer Energien derzeit mit sich bringt, zu 
dämpfen und Effizienzverluste möglichst 
gering zu halten. Die Mitgliedsstaaten 
müssten ihre Ausbauziele anpassen, um 
einen zu schnellen Ausbau zu vermeiden, 
oder diese zugunsten des ETS gänzlich 
infrage stellen. Mit dem schrittweisen 
Abbau nationaler Förderschemata wür-
den die erneuerbaren Energien zuneh-
mend über das ETS gefördert und damit 
in den Markt integriert. Die dadurch frei 
werdenden Fördermittel könnten anstelle 
von Ausbauförderung für Forschungsför-
derung verwendet werden, sofern weitere 
Anreize für Innovationen zusätzlich zum 
Preissignal des ETS geschaffen werden 

38 Euro-CASE 2014.

sollen.39 Ein ähnliches Vorgehen bietet 
sich für weitere Instrumente wie die För-
derung von Energieeffizienzmaßnahmen 
an, sollten sich diese mit Blick auf den 
Klimaschutz als ineffizient beziehungs-
weise als nicht komplementär zum ETS 
erweisen.

Mittelfristig würden diese Maßnah-
men zu einer Stabilisierung des Zertifikats-
preises und damit der Erwartungen der 
Marktteilnehmer führen. Langfristige In-
vestitionen in Emissionsvermeidung, die 
vormals zu unsicher waren, würden getä-
tigt. Für die Mitgliedsstaaten könnte sich 
das ETS auf diese Weise auch als sichere 
Einnahmequelle etablieren. Dies kann der 
Schlüssel sein, um das ETS um weitere 
Sektoren (Verkehrssektor, Privathaushal-
te, Landwirtschaft) zu erweitern. Es könnte 
dann an die Stelle bereits bestehender Re-
gulierungen treten, die bisher für die Mit-
gliedsstaaten aufgrund der von ihnen für 
die nationalen Regierungen generierten 
Einnahmen nicht zur Disposition standen.

Die Hinzunahme weiterer Sektoren 
würde allerdings die Komplexität des ETS 
deutlich erhöhen, da eine Vielzahl von Un-
ternehmen und Haushalten zu erfassen 
wäre. Für die Ausweitung des Emissi-
onshandels müsste das ETS dann an der 
obersten Handelsstufe, also bei den Pro-
duzenten und Importeuren treibhausgas-
haltiger Brennstoffe, ansetzen.40 Dement-
sprechend würden Anbieter von fossilen 
Brennstoffen Emissionszertifikate halten, 
nicht aber Anlagenbetreiber, bei denen der 
tatsächliche Ausstoß von Treibhausgasen 
erfolgt. Die Pflicht, sogenannte „Brenn-
stoffzertifikate“ zu halten, würde dann EU-
weit für Raffinerien, Öl-Importeure, die 
Kohleproduktion sowie den Handel mit 

39 Wichtige Forschungsfelder sind beispielsweise Energie-
speicherung, alternative Energiegewinnung, Kohlen-
stoffabscheidung und -speicherung (Carbon Capture 
and Storage, CCS) beziehungsweise Kohlenstoffabschei-
dung und -nutzung (Carbon Capture and Use, CCU).

40 SRU 2008. Auch eine Hinzunahme weiterer Treibhaus-
gase in den Emissionshandel wäre in diesem Zusam-
menhang denkbar.
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Kohle und Erdgas gelten. Ein Übergang zu 
einem derart reformierten ETS kann darin 
bestehen, das aktuelle System für die be-
reits integrierten Sektoren zunächst beizu-
behalten und die Emissionen der bislang 
ausgeschlossenen Sektoren über die erste 
Handelsstufe zu erfassen. Anschließend 
würden auch die übrigen Handelssektoren 
in das neue System überführt.

Hinsichtlich der Ausweitung des 
Emissionshandels geben Befürworter eines 
„Instrumentenmix“ zu bedenken, dass eine 
Regulierung dieser Sektoren über das ETS 
geringere Innovationsanreize nach sich 
ziehen könnte, denn die hierfür abzubau-
enden nationalen Regulierungen seien hin-
sichtlich ihrer dynamischen Anreizwirkung 
effektiver.41 Diese Sichtweise vernachlässigt 
allerdings, dass zum einen die Innovations-
wirkung dieser Instrumente keineswegs 
ausgemacht ist und außerdem eines em-
pirischen Nachweises bedarf. Zum ande-
ren wäre zu erwarten, dass ein durch den 
Preiskorridor gestärkter Emissionshandel 
zusammen mit dem festgelegten Emissi-
onsreduktionspfad bis 2030 die Innovati-
onswirkung des ETS noch weiter steigern 
dürfte.42 

Eine Ausweitung des Emissions-
handels würde in den neu hinzukommen-
den Sektoren ebenfalls Innovationspoten-
ziale freisetzen. Hinzu kommt, dass ein 
größerer Markt für Emissionsreduktionen 
geschaffen würde und aufgrund der un-
terschiedlichen Vermeidungskosten zwi-
schen den Sektoren erhebliche Effizienz-
gewinne freigesetzt werden könnten. Die 
volkswirtschaftlichen Kosten der Emis-
sionsvermeidung würden geringer aus-
fallen, denn es würden dort Emissionen 
reduziert, wo dies am günstigsten ist. Das 
System hätte dadurch eine erheblich hö-
here Steuerungswirkung auf die gesamt-
europäische Emissionsmenge. 

41 UBA 2014.
42 Calel/Dechezleprêtre 2014.

Mit Blick auf den globalen Klima-
schutz kann das ETS mit anderen Emis-
sionshandelssystemen harmonisiert wer-
den und auf globaler Ebene entscheidend 
zu Investitionen in Vermeidungstechno-
logien beitragen. Hierzu müssten ent-
sprechende Verhandlungen mit weiteren 
Ländern und Regionen, die über Emis-
sionshandelssysteme verfügen, voran-
getrieben werden. Ebenso können Dritt-
ländern Transferzahlungen angeboten 
werden, damit diese im Gegenzug dem 
EU-ETS beitreten.

Voraussetzungen und Zielkonflikte

Der Beitrag zum Klimaschutz durch die 
Handlungsoption „Ausbau des Emissi-
onshandels“ hängt maßgeblich von der 
Bereitschaft Deutschlands und der ande-
ren EU-Mitgliedsstaaten ab, den Emissi-
onshandel tatsächlich ins Zentrum ihrer 
Klimapolitik zu stellen und sich in dieser 
Form dauerhaft zu binden. Befürchten ei-
nige Staaten jedoch zu hohe Belastungen 
ihrer Industrien, während andere mit am-
bitionierten Zielen weiter nationale Stra-
tegien verfolgen, könnte der Ausbau des 
Emissionshandels ausbleiben.

3.2.2 Marktorientierte Erneuerbaren- 
Förderung in der EU

Einigen sich die EU-Mitgliedsstaaten 
nicht darauf, den Ausbau des Emissi-
onshandels als klimapolitisches Leitins-
trument voranzutreiben, könnte es dazu 
kommen, dass einzelne Mitgliedsstaaten 
dann verstärkt auf die unterschiedlichen 
EE-Fördermechanismen zurückgreifen. 
Flankiert würde diese Strategie aller Vo-
raussicht nach von der Einführung neuer 
nationaler CO2- oder Ökosteuern, wie sie 
in Großbritannien und Frankreich bereits 
umgesetzt werden, die dann wiederum die 
Effizienz des Emissionshandels zu unter-
minieren drohen.43 

43 Wie stark diese Unterminierung wäre, hinge letztlich 
davon ab, in welchem Maße diese Instrumente auf 
bereits vom ETS regulierte Sektoren abzielen würden. 
Vgl. auch Böhringer et al. 2007.
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Angesichts der Unsicherheit über 
die Ausgestaltung des Emissionshandels 
würden zudem weniger Investitionen in 
Vermeidungstechnologien getätigt. Auch 
könnte der derzeit niedrige Zertifikate-
Preis einzelne Mitgliedsstaaten darin be-
stärken, Investitionen in fossile Energie-
träger zu forcieren. Aufgrund der Wirkung 
des Emissionshandels würde dies zwar 
nicht zu europaweiten Emissionssteigerun-
gen führen.44 Sind diese Investitionen aber 
einmal getätigt, könnte es im schlimmsten 
Fall dazu kommen, dass bereits bestehen-
de EU-Klimaschutzziele nach unten an-
gepasst werden, wenn Mitgliedsstaaten 
beispielsweise ihre dann neu gebauten 
Kohlekraftwerke vor einer Belastung durch 
den Emissionshandel schützen wollen.

Führt man sich ein solches Szenario 
vor Augen, stellt sich insgesamt die Frage, 
wie ein Rückfall in ineffektive, rein nati-
onalstaatliche Klimaschutzbemühungen 
verhindert werden könnte und sich eine 
europäische Strategie umsetzen ließe. Un-
ter bestimmten Bedingungen könnte eine 
europäisch verzahnte Erneuerbaren-För-
derung einen Übergang schaffen, bis sich 
die EU-Mitgliedsstaaten dazu durchrin-
gen, den Emissionshandel zu stärken und 
Maßnahmen, die sich mit Blick auf den Kli-
maschutz als ineffektiv erweisen, abzubau-
en. Wenn dies nicht ernsthaft angestrebt 
wird, gelangt man im Endeffekt wieder in 
die Ausgangssituation zurück, in der zwar 
der Ausbau von Erneuerbaren vorangetrie-
ben wird, dies aber nicht zu einer Emissi-
onsreduktion von Treibhausgasen führt.

Aus deutscher Sicht ist dabei zu 
beachten, dass dann die bisherigen Aus-
bauziele für die erneuerbaren Energien 
mit hoher Wahrscheinlichkeit durch ein 
EEG weiter fortgeführt würden. Dies wür-
de dazu führen, dass die Preise auf dem 
Stromgroßhandelsmarkt tendenziell weiter 

44 Stattdessen würde der Zertifikate-Preis so weit steigen, 
bis die zusätzlichen Emissionen von beispielsweise 
Kohlekraftwerken durch entsprechende Reduktionen 
von anderen Marktteilnehmern kompensiert würden.

sinken und damit sowohl die erneuerbaren 
als auch die fossilen Kraftwerke, vor allem 
die Gaskraftwerke, unrentabel (bleiben) 
werden. Damit besteht für die Profiteure 
des Systems ein hoher Anreiz, bei den po-
litischen Entscheidungsträgern für eine 
noch höhere Förderung der erneuerbaren 
Energien und die Subventionierung fossiler 
Kraftwerke (als vermeintlich notwendige 
Kapazitätsreserve) zu werben. Dies würde 
die Kosten der staatlichen Förderung letzt-
endlich noch weiter deutlich steigen lassen.

Eine europäische Förderung der 
erneuerbaren Energien hätte gegenüber 
einer nationalen Förderung den Vorteil, 
dass damit die Kosten der Variabilität 
reduziert würden und der Preisdruck auf 
dem europäischen Großhandelsmarkt ge-
mildert werden könnte. Auch der Anreiz 
zur Subventionierung der fossilen Kraft-
werke könnte auf diese Weise gemindert 
werden. Würde zusätzlich bei den Inves-
toren zumindest die langfristige Erwar-
tung stabilisiert, dass es später zu einem 
Ausbau des Emissionshandels kommt, 
wäre dies ein Pfad, der die Schwierigkei-
ten einer rein national gedachten Energie-
wende abmildern könnte. 

Um die EE-Förderung als europäi-
sches Instrument auszugestalten, müsste 
man einem Stufenplan folgen, der EU-
weite Pilotprojekte und eine schrittweise 
Konvergenz der Förderschemata vorsähe. 
Da sehr unterschiedliche Präferenzen bei 
den Mitgliedsstaaten hinsichtlich ihres 
Energiemix bestehen, könnten zunächst 
kooperationsbereite Staaten ihre EE-
Fördersysteme zusammenlegen. In der 
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie ist 
diese Möglichkeit im Prinzip schon ange-
legt.45 Die nationalen EE-Ziele, die in den 
Allokationsplänen (NREAP) festgeschrie-
ben sind, können entweder heimisch oder 
über statistische Transfers, gemeinsame 
Projekte oder sogar gemeinsame Förder-
schemata erreicht werden.

45 EU 2009.
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Für eine vollständige Harmonisie-
rung der EE-Förderung und Marktinteg-
ration der Erneuerbaren im Rahmen eines 
gemeinsamen Förderinstrumentes wie 
etwa über ein Quotensystem46 müssten die 
Voraussetzungen erst Schritt für Schritt 
geschaffen werden. Die Netzzugangs- und 
administrativen Barrieren stellen sich zwi-
schen den Mitgliedsländern sehr unter-
schiedlich dar.47 Diese Unterschiede füh-
ren zu starken Verzerrungen des eigentlich 
vorhandenen technischen Potenzials. In 
dieser Situation ein europaweit harmoni-
siertes Quotensystem einzuführen, könnte 
sogar dazu führen, dass die Solarenergie 
im Endeffekt etwa in Spanien nicht in an-
gemessenem Ausmaß zum Einsatz käme, 
da sie aus Sicht der Investoren sogar teurer 
ist als in Deutschland. 

Ein starker Ausbau des europäi-
schen Übertragungs- und Verteilnetzes 
(siehe Option 3.3.3) würde diese Barrie-
ren europaweit entscheidend senken. Al-
ternativ könnten Staaten, bei denen die 
administrativen Barrieren in ähnlicher 
Kostenhöhe liegen, eine gemeinsame EE-
Förderung anstreben. Länder, die hohe ad-
ministrative Hürden, aber auch hohe Po-
tenziale bei den Erneuerbaren aufweisen, 
hätten so einen Anreiz, ihre Barrieren zu 
senken. In beiden Fällen wäre der Schritt 
zu einer Top-down-Harmonisierung dann 
nur noch klein.48 Dabei müssten EE-In-
vestoren allerdings auch am Netzausbau 
beteiligt werden, damit die Gesamtsystem-
kosten (Erzeugung und Verteilung) hinrei-
chend berücksichtigt werden. 

46 Ein Quotensystem könnte auf sehr einfache Weise die 
unterschiedlichen nationalen Präferenzen für den EE-
Ausbau berücksichtigen. Mitgliedsstaaten könnten über 
unterschiedliche Quoten verfügen, sodass der gewichte-
te Durchschnitt die europäische Quote ergäbe. Dies ist 
ein wesentlicher Vorteil gegenüber anderen Fördersys-
temen, die eine Einigung bei deutlich mehr Parametern 
(Höhe der Prämien, Standorte, Technologie) erfordern.

47 Ecorys 2010, EWEA 2010, PV Legal 2012. Netzzugangs-
barrieren bei Wind können zum Beispiel in Griechen-
land acht Prozent der Gesamtprojektkosten ausmachen 
(Vergleich zu Dänemark: ein Prozent). Bei Photovoltaik 
liegen etwa für Spanien die administrativen Kosten bei 
36 Prozent der gesamten Projektkosten für kleine Auf-
dachanlagen (Vergleich zu Deutschland: elf Prozent).

48 Kitzing et al. 2012.

Eine europäische EE-Förderung 
müsste technologie- und standortneut-
ral sein. Ebenso müssten die Nutzen des 
EE-Ausbaus mit den entstehenden Netz-
ausbaukosten abgewogen werden, indem 
EE-Investoren an diesen Kosten beteiligt 
werden. So ließe sich ein EE-Ausbau unter 
Nutzung der jeweils adäquaten Technolo-
gien und Standorte kosteneffizient gestal-
ten. Der Beschluss des Europäischen Ra-
tes, ein „weiches“, das heißt nicht mehr ein 
länderspezifisch verpflichtendes, EE-Ziel 
für die gesamte EU zu verfolgen, könnte 
dafür einen Rahmen schaffen. Gerade ein 
ausdrücklich EU-weites Erneuerbaren-
Ziel könnte somit einen Anreiz für eine 
engere europäische Zusammenarbeit in 
der Energiepolitik setzen. Im besten Falle 
könnte es als gemeinschaftliche Plattform 
für die Koordination des Ausbaus der Er-
neuerbaren dienen.

Eine Verschiebung der Gewichte 
von einer direkten Ausbauförderung hin zu 
mehr Forschung könnte wichtige Impulse 
für klimafreundliche Technologien setzen. 
Die Empirie zeigt, dass die staatliche För-
derung von Forschung und Entwicklung 
die Wirkung von reiner Ausbauförderung 
um ein Vielfaches übersteigen kann.49 
Doch die derzeit in Deutschland und Eu-
ropa vorherrschende Verteilung der För-
dermittel zugunsten der großflächigen 
Installation etablierter Technologien läuft 
dieser Einsicht zuwider.50 Eine deutliche 
Umverteilung dieser Mittel zugunsten 
Forschung und Entwicklung neuer Tech-
nologien würde erhebliche Innovationspo-
tenziale freisetzen, insbesondere natürlich 
gemeinsam mit einem verlässlichen Preis-
pfad des Emissionshandels.

So könnte etwa die Förderung von 
europäischen Pilotprojekten als ein wei-
terer Bestandteil des Stufenplans insbe-

49 Dechezleprêtre/Glachant 2014.
50 Während die Ausgaben für Energieforschung seit den 

1980er Jahren beständig gesunken sind, betragen die 
im Rahmen des EEG aufgewendeten Mittel ein Vielfa-
ches dieser Summe.
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käme. Denn die Kohleländer würden sich 
nicht auf eine Stärkung des Emissions-
handels einlassen oder würden gar bereits 
beschlossene EU-Klimaziele hinterfragen, 
wenn erst einmal die Kohlekraftwerke in 
ihren Ländern stehen. 

Dieser Weg würde dann in einer 
Sackgasse enden. Denn eine europäisch 
integrierte EE-Förderung erfüllt die An-
forderungen an ein wirksames klimapo-
litisches Instrument, das die Menge an 
Treibhausgasen aller relevanten Sektoren 
steuert, international anschlussfähig ist 
und langfristig eine Emissionsvermeidung 
im globalen Maßstab erlaubt, nicht.52 

Mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit 
würde eine technologie- und standortneu-
trale europäische EE-Förderung bei glei-
cher Ausbaumenge die Kosten gegenüber 
nationaler Förderung immerhin deutlich 
senken, ohne allerdings gewährleisten zu 
können, dass der Ausbau – wie im Augen-
blick – zu großen Teilen in Deutschland er-
folgt. Verglichen mit einem unmittelbaren 
ETS-Ausbau ohne separate EE-Förderung 
sind die mit dieser Option verbundenen 
volkswirtschaftlichen Kosten dennoch 
hoch, ohne dass ein direkter Beitrag zur 
Zielerreichung des Klimaschutzes durch 
die EE-Förderung geleistet werden könnte.

3.3 Den Strombinnenmarkt mit 
flankierenden Maßnahmen 
stärken

Die Transformation des Energiesystems 
in Deutschland und Europa stellt nicht 
zuletzt den europäischen Strombinnen-
markt vor neue Herausforderungen. Eine 

52 Emissionshandelssysteme erfüllen grundsätzlich diese 
Kriterien. Nur falls der Emissionshandel beendet würde, 
würde EE-Förderung zu einer Emissionsreduktion füh-
ren, allerdings wohl auf Kosten steigender Emissionen 
in anderen, nicht mehr vom ETS regulierten Sektoren. 
In diesem Fall eine Ausweitung der EE-Förderlogik auf 
alle relevanten Treibhausgase emittierenden Sektoren 
vorzunehmen, wäre dagegen in Europa politisch nicht 
durchsetzbar und aufgrund ihrer gesamtgesellschaftli-
chen Kosten vor allem nicht tragbar. 

sondere bei Technologien, bei denen die 
administrativen Hürden sehr hoch sind, 
Kosten senken und eine europäische Per-
spektive unterstützen.51 Eine solche För-
derung wäre etwa für großskalige thermi-
sche Solaranlagen denkbar. In Form des 
NER300-Programms, dem wesentlichen 
EU-Förderprogramm für Technologien 
zur Vermeidung von Treibhausgasemis-
sionen, besteht auf europäischer Ebene 
bereits ein entsprechender regulatori-
scher Rahmen, der noch erweitert werden 
könnte.

Voraussetzungen und Zielkonflikte

Damit der Handlungsoption „Marktori-
entierte Erneuerbaren-Förderung in der 
EU“ der Übergang in ein ausgebautes 
ETS gelingen kann, müssen die Kosten 
der erneuerbaren Energien relativ zu den 
Kosten der fossilen Energieträger deutlich 
sinken. Entweder muss also eine starke 
Kostendegression bei den erneuerbaren 
Energien zu verzeichnen sein (verbunden 
etwa mit – derzeit nicht absehbaren – 
Durchbrüchen bei der Speichertechno-
logie oder einem stärkeren Netzausbau) 
oder die Preise der fossilen Energieträger 
müssen steigen. Gerade Letzteres ist der-
zeit nicht der Fall, allerdings könnte die 
Situation auch auf dem Weltmarkt in ein 
paar Jahren wieder anders aussehen. 

Wenn keine der beiden Vorausset-
zungen gegeben ist, könnte die Handlungs-
option im schlimmsten Fall dazu führen, 
dass zwar der Anteil der Erneuerbaren in 
Europa steigt, gleichzeitig aber auch die 
Kohle verstärkt genutzt wird. Denkbar ist 
eine regionale Aufsplitterung, zum Bei-
spiel mit einem steigenden Erneuerbaren-
Anteil in Nordwesteuropa, während die 
osteuropäischen Staaten auf einen Neu-
bau von Kohlekraftwerken setzen. Letzten 
Endes würde das bedeuten, dass dann ein 
anschließender Ausbau des ETS zu spät 

51 Bei Offshore-Wind werden zum Beispiel die adminis-
trativen Kosten auf fast 14 Prozent beziffert, während 
sie EU-weit für Onshore-Wind unter vier Prozent liegen 
(EWEA 2010).
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grundlegende Voraussetzung für seine 
Stärkung ist die Marktintegration der er-
neuerbaren Energien. Dieses Ziel könnte 
wie oben dargestellt sowohl durch den 
Ausbau des Emissionshandels als auch 
durch eine europäische EE-Förderung 
verwirklicht werden. 

Neben der ökonomischen Heraus-
forderung – Marktintegration – stellt sich 
bei der Weiterentwicklung des Strombin-
nenmarktes auch die technische Frage 
der Systemintegration: Wie kann eine zu-
kunftsfähige Systemarchitektur im euro-
päischen Kontext so gestaltet werden, dass 
die Versorgungssicherheit gewährleistet 
bleibt? Die Transformation des Stromsek-
tors hin zu erneuerbaren Energien stellt 
aufgrund der Kleinteiligkeit der Stromer-
zeugung (wachsende Anzahl dezentraler 
Erzeuger) und der höheren Volatilität der 
Stromeinspeisung neue Anforderungen 
an die deutsche und europäische Ener-
gieinfrastruktur. Diese Infrastruktur wäre 
nicht nur um-, sondern auszubauen, wenn 
im Sinne des Binnenmarktes eine stärkere 
Integration und mehr Wettbewerb ange-
strebt und damit einhergehende Effizienz-
potenziale realisiert werden sollen. 

Von zentraler Bedeutung ist, dass 
der EE-Ausbau zu einer geografischen 
Neuverteilung der Energieerzeugung in 
den einzelnen Ländern führt. So entste-
hen in Deutschland neue Erzeugungska-
pazitäten im Bereich der Windkraft vor 
allem im Norden und Osten des Landes. 
Die Verbrauchszentren befinden sich je-
doch in West- und Süddeutschland. Bis-
her wurden sie von konventionellen und 
verbrauchsnah angesiedelten Kraftwer-
ken versorgt, deren Anteil an der Strom-
erzeugung aber sukzessive zugunsten der 
erneuerbaren Energien reduziert werden 
soll. Um Erzeugung und Verbrauch auch 
künftig zu verbinden, müssen die für den 
Stromtransport über lange Strecken aus-
gerichteten Übertragungsnetze erheblich 
ausgebaut werden. Im Bereich der Ver-
teilnetze, die Strom an Endverbraucher 

übertragen und dezentrale Einspeisungen 
aufnehmen, steigt der Erweiterungsbe-
darf dagegen aufgrund des Wachstums 
der Solarenergie. 

Kann der Netzausbau jedoch nicht 
mit der Geschwindigkeit des EE-Ausbaus 
Schritt halten, drohen regionale Versor-
gungsengpässe. Diese werden insbeson-
dere für Süddeutschland befürchtet, weil 
dort im Zuge des Kernenergieausstiegs 
große Kernkraftwerke vom Netz gehen 
werden.53 Ein Versorgungsengpass ent-
steht dann, wenn die Nachfrage nach 
Stromdurchleitung die vorhandenen 
Netzkapazitäten übersteigt.

Für Ausbau und Planung der Über-
tragungs- und Verteilnetze in Europa ist 
deshalb vor allem entscheidend, in welchem 
Umfang, mit welcher Geschwindigkeit und 
vor allem in welchen Regionen Europas 
künftig der Ausbau der Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien erfolgen wird. 
Werden die in diesem Beitrag beschriebe-
nen klimapolitischen Handlungsoptionen 
umgesetzt und erfolgt der Erneuerbaren-
Ausbau über den Emissionshandel oder 
eine europäisch harmonisierte Förderung, 
so wird dies in jedem Falle zu einer Spezi-
alisierung führen: Tendenziell würden EE-
Kapazitäten künftig (nur) dort entstehen, 
wo die europaweit günstigsten Standort-
bedingungen herrschen. In Deutschland 
würde der EE-Ausbau daher künftig we-
niger schnell voranschreiten als bisher. Ei-
nerseits würden sich damit perspektivisch 
der Netzausbaubedarf und die damit ein-
hergehende Wahrscheinlichkeit regionaler 
Versorgungsengpässe innerhalb Deutsch-
lands verringern. Andererseits müssten vor 
allem Übertragungskapazitäten zwischen 
den Mitgliedsstaaten deutlich verstärkt 
werden. Die notwendige Geschwindig-
keit und der erforderliche Umfang dieses 
grenzüberschreitenden Netzausbaus wä-
ren jedoch insgesamt niedriger, wenn der 
EE-Ausbau über den Emissionshandel und 

53 Stiftung Marktwirtschaft 2014.
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nicht über eine europäische EE-Förderung 
vorangetrieben würde.54 

Aus- und Umbau des Stromsystems 
müssen möglichst effizient erfolgen, da-
mit einerseits Kosten und Umfang des Ge-
samtvorhabens nicht zu hoch ausfallen. 
Dies ist insbesondere wichtig mit Blick auf 
die Bereitschaft der Bevölkerung, für die 
Systemtransformation zu zahlen und die 
Umsetzung von Großprojekten im loka-
len Kontext zu akzeptieren. Andererseits 
verringert ein effizientes Vorgehen die 
Wahrscheinlichkeit von Versorgungseng-
pässen, da tendenziell die Notwendigkeit 
des Netzausbaus sinkt.

Um die Systemarchitektur konsis-
tent zu gestalten, gilt es, ihre wesentlichen 
Elemente, nämlich Erzeugungsstandorte 
(sowohl von erneuerbaren Energien als 
auch von konventionellen Kraftwerken) 
und Netze, möglichst optimal anzuordnen: 
Investitionsentscheidungen in Erzeugungs-
kapazitäten sollten die für das Gesamtsys-
tem relevanten Kosten berücksichtigen, 
also nicht nur die Frage, inwieweit sich 
der jeweilige Standort zur Erzeugung eig-
net, sondern auch die Zusatzkosten für 
den Netzausbau, die mit einer bestimm-
ten Standortwahl einhergehen, beachten. 
Ansonsten fallen die Kosten des Netzaus-
baus deutlich höher aus als nötig. Damit 
resultierende Netzkosten angemessen in 
das Kalkül von Erzeugungsinvestitionen 
einfließen, muss der regulatorische Rah-
men angepasst werden. Eine europäische 
Ausgestaltung würde hier höhere Effizienz-
vorteile als nationale Anpassungen mit sich 
bringen, da mehr Länder und Marktteil-
nehmer in die Entwicklung einer konsis-
tenten Systemstruktur einbezogen wären. 

Darüber hinaus stellt sich die Fra-
ge, in welchem Umfang der Netzausbau 

54 Im Emissionshandel kommen zunächst die relativ 
günstigen Technologien zur Emissionsvermeidung 
zum Einsatz. Dementsprechend würde der EE-Ausbau 
insgesamt langsamer voranschreiten, als wenn die 
erneuerbaren Energien noch eine zusätzliche Förderung 
erhielten. 

in Europa stattfinden soll. Ein massiver 
Ausbau der europäischen und deutschen 
Netze würde mehr Markttransaktionen 
im sogenannten europäischen Energy-
only-Markt ermöglichen, auf dem in 
kurzen zeitlichen Abständen Kapazitäten 
gehandelt werden. In einem derart ver-
tieften Strombinnenmarkt wäre ein stär-
kerer Wettbewerb zwischen Erzeugern 
in Europa möglich, da Strom über wei-
te Strecken übertragen werden könnte. 
Gleichzeitig würde ein solches Vorgehen 
aber mit hohen Kosten beim Netzaus-
bau einhergehen. Ein alternativer Ansatz 
könnte dagegen darauf abzielen, den Um-
fang des Netzausbaus und damit seine 
Kosten gering zu halten. In diesem Falle 
könnten aber mögliche Effizienzgewinne 
eines vertieften Binnenmarktes nicht re-
alisiert werden. In beiden Fällen müss-
te die Netzführung dabei stärker räum-
lich verteilt, mit höherer Leistung in den 
Übertragungs- und Verteilnetzen ausge-
stattet und um „intelligente“ Betriebsmit-
tel ergänzt werden.55 

Bis die im Folgenden beschriebe-
nen Wege56 zum Umbau des Stromsys-
tems vollständig umgesetzt sind, kann es 
dennoch zu regionalen Versorgungseng-
pässen kommen. In diesen Fällen bleibt 
dann nichts anderes übrig, als das System 
durch kurzfristige Eingriffe der Netzbe-
treiber zu stabilisieren.

55 Durch die Anbindung einer Vielzahl an Kleinanlagen der 
Erneuerbaren entsteht ein großer Koordinationsbedarf. 
Übertragungsnetze müssen stärker auf Verteilnetze 
zugreifen. Letztere müssen durch erweiterte Aufgaben 
wie die Frequenzstabilisierung, Spannungshaltung und 
intelligente Engpassvermeidung die Übertragungsnetze 
unterstützen. Hierzu bedarf es unter anderem einer 
Standardisierung von IKT-Schnittstellen und -Prozes-
sen.

56 Speicher werden eine untergeordnete Rolle für den 
Netzausbau spielen, sofern hier keine technologischen 
Durchbrüche zu erheblichen Kostensenkungen führen. 
Sie sind selbst verglichen mit einer Abregelung von 
Strom vorerst keine wirtschaftliche Alternative. Vergli-
chen mit den Kosten der Abregelung von Onshore-Wind 
(ca. 3 bis 5 €/MWh) in fünf Prozent von 2000 Volllast-
stunden sind alle bekannten Speichertechnologien in 
der Neuinvestition deutlich teurer.
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Zur Notwendigkeit von Kapazitäts mechanismen

Vollkommen getrennt vom Aspekt der regionalen Versorgungssicherheit zu betrachten ist die Frage, ob hin­

reichend Reservekapazitäten zur Verfügung stehen, um Fluktuationen in der Stromerzeugung auszugleichen. 

Hintergrund ist der Umstand, dass mit voranschreitendem EE-Ausbau die Volatilität der gesamten Stromein­

speisung erheblich zunimmt. Wenn der Wind weht und die Sonne scheint, ist die EE-Einspeisung sehr hoch. 

Ist dies nicht der Fall, müssen regelbare Kraftwerke ihre Produktion hochfahren, um die Stromnachfrage zu 

decken� 

Derzeit wird intensiv darüber diskutiert, ob es deshalb kurz- oder mittelfristig notwendig sein wird, einen 

Mechanismus zur Sicherung ausreichender Erzeugungskapazitäten zu etablieren (einen sogenannten 

Kapazitätsmechanismus).57 Dabei geht es zum einen zentral um die Frage, welche Preisspitzen ein an 

der Kapazitätsgrenze operierender Stromgroßhandelsmarkt aushalten kann, und zum anderen, wie ver­

lässlich die von diesen Preisspitzen ausgehenden Investitionssignale sind.58 Das häufige Auftreten hoher 

Preisspitzen würde darauf hinweisen, dass das Stromangebot zu diesen Zeitpunkten im Verhältnis zur 

Nachfrage relativ knapp war. Entsprechend hohe Preise könnten den Marktteilnehmern dann Anreize zur 

Investition in Kapazität geben. Zum jetzigen Zeitpunkt ist im kontinentaleuropäischen Großhandelsmarkt 

allerdings keine kritische Häufung solcher Preisspitzen zu beobachten, auch nicht in Zeiten geringer Ein­

speisung aus EE-Anlagen. Es ist daher davon auszugehen, dass im System derzeit sogar Überkapazitäten 

bestehen�

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass auch die Nachfrageseite zur Bewältigung temporärer Engpässe 

beitragen kann. Zu dieser Flexibilisierung der Nachfrage (Demand Side Management, DSM) wurden in den 

vergangenen Jahren erhebliche Investitionen getätigt.59 Dementsprechend zeigen auch die quantitativen 

Abschätzungen zur künftigen Entwicklung von Verbrauch und Kapazitäten in Deutschland keinen Handlungs­

bedarf für die kommende Dekade an�60 Ob dann für die sichere und friktionsarme Gewährleistung der ab 

etwa dem Jahr 2020 zunehmend wichtiger werdenden Kapazitätsneubauten ein Kapazitätsmechanismus 

eingeführt werden sollte, ist derzeit nicht verlässlich abzuschätzen.61 

Hinzu kommt, dass bereits bestehende und mittelfristig zusätzlich verfügbare Übertragungskapazitäten 

zwischen Deutschland und seinen europäischen Nachbarn (sogenannte Kuppelkapazitäten) eine grenzüber­

schreitende Deckung regionaler Verbrauchsspitzen erlauben. Die europäische Integration reduziert somit 

zusätzlich die Handlungsnotwendigkeit. Daher sollte von vorzeitigen Festlegungen hinsichtlich eines Kapazi­

tätsmechanismus auf deutscher wie europäischer Ebene abgesehen werden�62 

Ein vorzeitiges Einführen eines Kapazitätsmechanismus für den gesamten Stromgroßhandelsmarkt käme 

einer unnötigen Subventionierung von Kraftwerken gleich, die selbständig keine hinreichenden Deckungs­

beiträge erwirtschaften können. Eine solche Regelung würde nicht nur hohe Kosten nach sich ziehen, son­

dern für einen langen Zeitraum auch rechtliche Ansprüche seitens der Kraftwerksbetreiber schaffen. Einmal 

eingeführt wäre ein Kapazitätsmechanismus nur schwer wieder abzuschaffen. 

57 BMWi 2013; EWI 2012-2. Die folgende Passage entspricht weitgehend der Darstellung in Bettzüge 2013.
58 EWI 2012-2; Cramton et al. 2013; Cramton/Ockenfels 2012; Joskow/Wolfram 2012.
59 Die International Energy Agency hat hierzu bereits 1993 ein internationales Technologieprogramm ins Leben gerufen 

(IEA Demand-Side Management Programs).
60 EWI 2012-2.
61 Wesentliche Einflussgrößen auf die Bewertung sind die Entwicklung der nachfrageseitigen Flexibilität einerseits und 

der Einspeiseprofile aus erneuerbaren Energien andererseits. 
62 Monopolkommission 2013; EWI 2012-2.
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Wie kann sinnvoll und möglichst 
effizient verhindert werden, dass regio-
nale Versorgungsengpässe die angestreb-
te Transformation des Stromsystems in 
Deutschland und Europa gefährden? 
Dazu zeigen die folgenden Abschnitte eine 
Reihe von Handlungsoptionen auf.

3.3.1 Optimierung der Standortwahl im 
europäischen Kontext

Damit bei der Standortwahl von Investi-
tionen in Erzeugungskapazitäten die für 
das Stromsystem relevanten Kosten in 
das Entscheidungskalkül miteinbezogen 
werden, sind verschiedene Maßnahmen 
vonnöten.63 

Ihre europaweit harmonisierte Um-
setzung (in eng integrierten Strommärkten) 
erfordert allerdings die dazu notwendige 
politische Bereitschaft in den entsprechen-
den Ländern. Aus diesem Grund bietet 
sich ein schrittweises Vorgehen an, das 
zunächst so lange Versorgungssicherheit 
im nationalen Maßstab gewährleistet, bis 
die effizienteren Maßnahmen auf europä-
ischer Ebene vollständig implementiert 
sind. Als Ad-hoc-Maßnahmen64 sind Ein-
griffe des Netzbetreibers im Rahmen des 
sogenannten „Redispatch“-Mechanismus 
(§ 13.2 EnWG in Verbindung mit § 11 EEG 
beziehungsweise nach § 13.2 EnWG) gut 
geeignet. Hierbei werden Kraftwerke „vor“ 
dem Engpass herunter- und „hinter“ dem 
Engpass befindliche Kraftwerke hochge-
fahren, sodass ausreichend Strom in der 
betroffenen Region zur Verfügung gestellt 
werden kann. Der Mechanismus müsste 
um Maßnahmen zur Kapazitätssicherung 
erweitert werden. Dazu zählt etwa die 
Übernahme der Fixkosten von Kraftwer-
ken durch den Netzbetreiber. 

63 Bettzüge 2013.
64 Eine Ad-hoc-Maßnahme in Süddeutschland zeigte sich 

im April 2013, als die für die Betreiber defizitären Kraft-
werksblöcke Irsching 4 und 5 nur in Betrieb belassen 
wurden, nachdem sich der Netzbetreiber TenneT in Ab-
stimmung mit der Bundesnetzagentur dazu verpflichtet 
hatte, die Fixkosten des Kraftwerks teilweise zu tragen 
(TenneT 2013). Dieses Vorgehen wurde anschließend 
durch die Reservekraftwerksverordnung der Bundes-
regierung kodifiziert, die zunächst bis zum 31.12.2017 
befristet ist (ResKV 2013). 

Die Einführung von grenzüber-
schreitenden Redispatch-Mechanismen 
unter Koordination der nationalen Regu-
lierungen in eng integrierten Strommärk-
ten kann die Wirksamkeit des Mechanis-
mus noch verstärken und Strukturen für 
eine EU-weite Kooperation schaffen. Eine 
entsprechende Zusammenarbeit Deutsch-
lands mit Frankreich, Österreich und der 
Schweiz wäre ein wichtiger Schritt in die-
se Richtung. Sollte sich tatsächlich lang-
fristig ein europäischer Kapazitätsme-
chanismus als nötig erweisen, würde dies 
eine passende Plattform bieten. 

In einem zweiten Schritt könnten 
dann Maßnahmen zur Optimierung der 
Standortwahl von Erzeugungskapazitäten 
ergriffen werden. Im Wesentlichen müss-
ten hierzu die Strompreissignale angepasst 
werden. Derzeit existiert etwa in Deutsch-
land lediglich eine nationale Preiszone. 
Problematisch daran ist, dass der nationa-
le Strompreis keine regionale Knappheit 
von Strom und damit auch keine Engpässe 
in bestimmten Regionen wiedergibt. Ein 
sogenanntes Market Splitting würde hier 
ansetzen und den Strommarkt in regionale 
Preiszonen aufteilen. Versorgungsengpäs-
se, etwa in Süddeutschland, würden sich 
dann in höheren Preisen widerspiegeln. Da-
mit würden hohe Anreize bestehen, Erzeu-
gungskapazitäten in Regionen mit höherer 
Versorgungsunsicherheit anzusiedeln. In 
der Konsequenz würde die Versorgungssi-
cherheit deutlich erhöht und der Netzaus-
baubedarf (sowie die damit einhergehenden 
Kosten) reduziert. Mittelfristig könnte dann 
die grenzüberschreitende Netzstruktur zu-
nehmend nationale Grenzen als Bezugsgrö-
ße für die Grenzen einer Preiszone ersetzen. 

Als Vorbild für ein derartiges Mar-
ket Splitting in regionale Preiszonen kann 
die skandinavische Nord Pool Spot Strom-
börse dienen.65 Die Umsetzung sollte zu-

65 Im Bereich von Nord Pool Spot, der Strombörse der 
skandinavischen und baltischen Staaten, werden 
derzeit für Norwegen fünf, für Schweden vier und für 
Dänemark zwei Preiszonen unterschieden. Die übrigen 
Staaten stellen jeweils eine Preiszone dar.



29Handlungsoptionen

Sowohl Ad-hoc- als auch derartige 
mittelfristige Maßnahmen würden nicht 
nur Engpässe erheblich reduzieren und 
die Effizienz des Gesamtsystems deutlich 
erhöhen, sondern auch die Notwendigkeit 
der Einführung eines Kapazitätsmecha-
nismus weiter verringern. 

3.3.2 Optimierung der Standortwahl im 
 nationalen Kontext

Für eine rein nationale Politik zur Förde-
rung einer optimalen Standortwahl von 
Erzeugungskapazitäten gelten grundsätz-
lich ähnliche Voraussetzungen wie für 
eine europäische Lösung. Auch hier wäre 
ein schrittweises Vorgehen denkbar, das 
zunächst auf Ad-hoc-Maßnahmen basiert 
und dann schrittweise regional unter-
schiedliche Preiszonen und Netzentgelte 
definiert. Derartige Maßnahmen würden 
jedoch nicht in Koordination mit den eu-
ropäischen Partnern stattfinden. Die poli-
tische Umsetzbarkeit dürfte entsprechend 
höher sein. Allerdings würden Effizienz-
vorteile geringer ausfallen, da das Strom-
system der europäischen Nachbarstaaten 
nicht miteinbezogen wäre. 

Müssen die Maßnahmen ohne 
Einbeziehung ausländischer Kapazitä-
ten umgesetzt werden, so ist ein größerer 
Zubau von deutschen Kraftwerken nötig. 
Dadurch erhöhen sich die Kosten der na-
tionalen Vorgehensweise gegenüber einer 
europäischen Lösung. Tendenziell steigt 
in diesem nationalen Szenario auch die 
Wahrscheinlichkeit, dass ein verstärkter 
Netzausbau innerhalb Deutschlands be-
trieben werden muss, um Systemstabili-
tät zu gewährleisten. Andernfalls könnte 
es angesichts der fehlenden Abstimmung 
mit den europäischen Nachbarn vermehrt 
zu Eingriffen benachbarter Netzbetreiber 
und zur Abregelung deutschen Stroms 
kommen, was die Engpassproblematik 
weiter verschärfen würde.

nächst in den eng integrierten Regionen 
Europas erfolgen, um langfristig ein Mar-
ket Splitting im europäischen Stromgroß-
handelsmarkt zu ermöglichen.66 Hierzu 
wäre eine Koordinierung Deutschlands 
mit Nord Pool und den anderen direkten 
Nachbarn erforderlich. Eine Aufteilung 
Deutschlands in zwei Preiszonen – aber 
innerhalb der deutschen Grenzen – könn-
te dabei einen Zwischenschritt darstellen. 

Eine weitere wichtige Maßnahme 
ist die Weiterentwicklung der Netzent-
gelte. Diese Entgelte werden von Strom-
erzeugern für die Durchleitung von Strom 
entrichtet, ihre Höhe ist derzeit aber 
nicht von der Entfernung, über welche 
der Strom übertragen wird, abhängig. 
Durch die Einführung eines entfernungs-
abhängigen Aufschlags, einer sogenann-
ten „G-Komponente“ (für „Generation“, 
Erzeugung), könnten Stromerzeuger am 
Netzausbau beteiligt werden.67 Diese ließe 
sich regional ausdifferenzieren, sodass in 
Regionen mit hoher Nachfrage der vom 
Erzeuger zu entrichtende Betrag niedri-
ger ausfallen würde als in Regionen mit 
geringer Nachfrage. Ebenso müsste die 
derzeit über das EEG bestehende Pflicht 
des Netzbetreibers, EE-Anlagen unab-
hängig von ihrer geografischen Lage an 
das Netz anzuschließen,abgeschafft wer-
den. Dadurch würden Anlagen, die zu be-
sonders hohen Netzausbaukosten führen, 
wie etwa oftmals Offshore-Anlagen, ten-
denziell nicht gebaut. In der Konsequenz 
würden zusätzliche Kraftwerksinvestiti-
onen in versorgungskritischen Gebieten 
getätigt und Umfang sowie Kosten des 
Netzausbaus reduziert.68 

66 Der Übergang zu solchen grenzüberschreitenden 
Preiszonen kann Transaktions- und Transitionskosten 
nach sich ziehen, die es gegen die möglichen Vorteile 
abzuwägen gilt.

67 Die Übertragungsnetzbetreiber identifizieren hierzu 
Netzengpässe und kalkulieren langfristige Grenznut-
zen sowie -kosten der Netzbelastung und definieren 
Preiszonen, in denen ein negatives/positives Netzentgelt 
berechnet wird.

68 Bisher fehlen jedoch Untersuchungen, die Grenznutzen 
und -kosten erheben und den Umfang der Einsparun-
gen quantifizieren. 
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3.3.3 Massiver Netzausbau

Neben dem ohnehin erforderlichen Netz-
ausbau in Deutschland ist auch ein eu-
ropäischer Netzausbau vonnöten. Dieser 
Ausbau des europäischen Übertragungs- 
und Verteilnetzes könnte darauf abzie-
len, alle Hindernisse beim großräumigen 
Transport elektrischer Energie abzubau-
en („Kupferplatte“), um möglichst viele 
Markttransaktionen eines europaweit 
einheitlichen „Energy-Only“-Marktes zu 
erlauben. In einem solchen Szenario wür-
de viel stärker als bereits heute der Fall 
auf nationale Autonomie und Autarkie in 
der Stromversorgung verzichtet. 

Derzeit besteht auf nationaler Ebe-
ne eine Ausbauverpflichtung, sobald auf-
grund eines Netzengpasses die EE-Strom-
erzeugung abgeregelt wurde. Auf ähnliche 
Weise könnte auch auf europäischer Ebene 
ein Abbau der Engpässe in den Übertra-
gungsnetzen angestrebt werden. Mittel- 
und langfristig würde die Errichtung eines 
gleichstrombetriebenen Höchstspannung-
„Supergrids“ (HVDC) notwendig, um Effi-
zienzvorteile über verstärkten Wettbewerb 
im Strombinnenmarkt zu generieren und 
den europaweiten EE-Ausbau zu flankieren. 

Hierzu sind in den europäischen 
Übertragungsnetzen bis 2030 in den kom-
menden zehn Jahren voraussichtlich rund 
150 Milliarden Euro zu investieren.69 Ein 
Großteil der Engpässe, die sonst durch 
mehr EE-Einspeisung entstehen, könn-
te auf diese Weise ausgeräumt werden. 
Schätzungen zufolge wäre das größte In-
vestitionsvolumen mit etwa 44 Milliarden 
Euro von den deutschen Übertragungs-
netzbetreibern zu schultern.70 

Ein solcher Netzausbau würde es 
insbesondere ermöglichen, große Strom-
mengen vom Süden Europas nach Norden 

69 ENTSO-E 2014.
70 Laut Netzentwicklungsplan (NEP), der noch weitere 

Ausbaupläne berücksichtigt, werden in den nächsten 
Jahren 22 Milliarden für den Offshore- und weitere 22 
Milliarden für den Onshore-Ausbau der Erneuerbaren 
benötigt (Netzentwicklungsplan 2014).

und umgekehrt zu transportieren. Gilt die 
Prämisse, dass Kraftwerke europaweit 
an Standorten mit möglichst optimalen 
Produktionsbedingungen entstehen sol-
len, so müsste der europaweite Netzaus-
bau darüber hinausgehend noch deutlich 
gesteigert werden. Ein wachsender Teil 
des deutschen Bedarfs an Leistung würde 
dann importiert. 

Die europaweite Verteilung von 
Wind- und Solarkraft könnte aufgrund 
der Entfernungen von bis zu mehreren 
tausend Kilometern zwischen einzelnen 
Erzeugungsstandorten teilweise die EE-
typischen Fluktuationen ausgleichen und 
würde somit zur Verstetigung der Ver-
sorgung beitragen. Das verstärkte Netz 
würde es zudem erlauben, bei drohenden 
Instabilitäten oder Engpässen mehr Re-
gelkraftwerke einzubeziehen. Mittelfristig 
werden es neue Planungs- und Analyse-
methoden erlauben, Redispatch und Ab-
regelungen von EE-Anlagen langfristiger 
im Voraus und über größere Regionen als 
heute zu planen. 

Eine vollständige Realisierung die-
ser Handlungsoption setzt eine weitere 
Integration der europäischen Energie-
versorgung ebenso voraus wie eine poli-
tische Bereitschaft der Mitgliedsstaaten, 
auf nationale Autarkie und andere stand-
ortbezogene nationale Politikelemente zu 
verzichten. Insbesondere eine Kopplung 
mit einer europaweiten regionalen Aufglie-
derung von Preiszonen und Netzentgelten 
wäre wichtig, um die hohen Kosten dieses 
Ansatzes zu reduzieren. Eine schrittweise 
Umsetzung durch den koordinierten Netz-
ausbau und die Schaffung eines derartigen 
regulatorischen Rahmens in bereits eng in-
tegrierten Regionen (im Falle von Deutsch-
land ist dies die CWE-Region) wäre ein 
konsequenter Übergang zu diesem Ziel.

3.3.4 Kostenorientierter Netzausbau

Ein kostenorientierter Ausbau würde pri-
oritär darauf abzielen, Netzausbaukosten 
sowohl im Verteil- als auch im Übertra-
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gungsnetz möglichst gering zu halten. Bei 
einem solchen Ansatz könnte der Netz-
ausbau daher nicht dazu dienen, Schwan-
kungen bei Erzeugung und Verbrauch eu-
ropaweit auszugleichen. 

Um regionale Engpässe in einem 
System zu vermeiden, das immer stärker 
durch die volatile Stromerzeugung der 
EE geprägt wird, müsste das Vorgehen 
entsprechend angepasst werden. Kommt 
es zu Erzeugungsüberschüssen, müssten 
diese vor allem abgeregelt werden. So-
weit möglich sollte auch die Stromnach-
frage flexibilisiert werden (Demand Side 
Management), indem etwa Verbraucher 
Anreize erhalten, ihren Stromkonsum zu 
bestimmten Zeiten zu erhöhen.71 In gerin-
gem Umfang könnten Überschüsse auch 
durch Speicher aufgenommen werden. 

Bei Erzeugungsengpässen kämen 
vorwiegend die Reservekapazitäten regel-
barer Kraftwerke zum Einsatz, gefolgt von 
Pump- und Wasserspeichern sowie Maß-
nahmen der Nachfrageflexibilisierung.72 

Ein kostenorientierter Ausbau wäre 
eine deutliche Abkehr vom bisher vorherr-
schenden Paradigma, dass alle Markt-
transaktionen erlaubt werden sollen und 
alle EE-Anlagen jederzeit mit der maxi-
mal möglichen Last einspeisen sollen. In 
einem Szenario des kostenorientierten 
Netzausbaus würde daher aus der Abrege-
lung der EE-Anlagen keine Verpflichtung 
zum Netzausbau mehr resultieren. 

Um Kosten weiter zu senken, könn-
ten zudem Systemdienstleistungen auf 
der Verteilnetzebene ausgeschrieben wer-
den. Erst wenn ein Engpass nicht mehr 
von den Marktteilnehmern selbst aufge-
löst werden könnte, würde der Netzbe-

71 Ein Beispiel für derartige Maßnahmen sind Verträge, 
die es Verbrauchern erlauben, Effizienzvorteile zu rea-
lisieren, etwa indem sie ihren Strombedarf verschieben 
beziehungsweise zu bestimmten Stunden erhöhen/
reduzieren. 

72 Das Potenzial von Demand Side Management ist aber 
weitgehend auf den Tagesverlauf beschränkt.

treiber die nötigen Abregelungen oder 
Abschaltungen vornehmen (sogenanntes 
„Ampel-Konzept“).73 Eine Europäisierung 
dieses Konzepts würde insgesamt zu ge-
ringeren Ausbaukosten führen.74 

Tendenziell würde ein Szenario des 
kostenorientierten Netzausbaus zu weniger 
stabilen Netzen führen, da benachbarte und 
untergeordnete Netze nur eingeschränkt in 
der Lage wären, bei Gefahr für die Netz-
stabilität Abhilfe zu schaffen. Allerdings 
könnten die dargestellten Maßnahmen 
zu deutlichen Kosteneinsparungen füh-
ren. Zur Netzstabilisierung wären stärkere 
Markteingriffe erforderlich als im Szenario 
des massiven Netzausbaus. Eine europa-
weite Aufgliederung von Preiszonen und 
Netzentgelten könnte aber auch hier hilf-
reich sein, um die Anreize für verbrauchs-
nahe Stromerzeugung zu erhöhen und 
Netzengpässe zu verringern. EE-Anlagen 
würden auf jeden Fall häufiger abgeregelt. 

Zielkonflikte bei der Gestaltung des 
 Strombinnenmarktes

Bei Maßnahmen, die gleichzeitig der 
Systemstabilität und der Stärkung des 
Binnenmarktes dienen sollen, ergeben 
sich Zielkonflikte. Ein hohes Maß an Ver-
sorgungssicherheit ist zwangsläufig mit 
Kosten durch den Netzausbau oder den 
Zubau von Kraftwerken verbunden. Me-
chanismen zur Optimierung der Stand-
ortwahl können dazu ebenso einen Bei-
trag leisten wie der Netzausbau. Je mehr 
dies im Austausch mit den Nachbarlän-
dern geschähe, desto geringer wären die-
se Kosten.75 

Insgesamt erlauben die Hand-
lungsoptionen eine Reduzierung der Eng-
pässe, ohne dass die Einführung eines 

73 CEN et al. 2012; als erster technischer Schritt müsste 
hierzu auf Verteilnetzebene die Einrichtung eines „Ener-
gieinformationsnetzes“ erfolgen (Appelrath et al. 2012).

74 Auch hier gilt, dass der genaue Umfang solcher Einspa-
rungen noch nicht quantifiziert wurde. 

75 Beispielsweise müssten in Grenzgebieten weniger ineffi-
ziente Kraftwerke in Deutschland zum Einsatz kommen, 
sofern ausreichend Kapazitäten im Ausland bestehen.
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Sowohl das ETS als auch die Er-
neuerbaren-Energien-Richtlinie ermögli-
chen Kooperationen und Transfers. Seit 
Phase III des ETS, also seit Beginn des 
Jahres 2013, werden mindestens 40 Pro-
zent der Emissionszertifikate versteigert. 
88 Prozent dieser Einnahmen gehen zu-
rück an die Mitgliedsstaaten. Allerdings 
werden zehn Prozent der Auktionsein-
nahmen auch direkt an die ärmsten EU-
Mitgliedsstaaten verteilt. Darüber hinaus 
werden zwei Prozent der Erlöse an solche 
Staaten verteilt, die seit 2005 besonders 
viele Emissionen reduziert haben. In der 
Praxis findet hier ein finanzieller Transfer 
zugunsten der osteuropäischen Mitglieds-
länder statt. Ein stärker ausgeprägter Las-
tenausgleich durch eine umfangreichere 
Umverteilung der Einnahmen könnte 
eine Einigung der EU-Mitgliedsstaaten 
zugunsten des Ausbaus des Emissions-
handels unterstützen.78

Auch in der Erneuerbaren-Energi-
en-Richtlinie sind Transfers vorgesehen.79 
Zunächst haben die Mitgliedsländer über 
die Richtlinie die Verpflichtung, ihre nati-
onalen Allokationspläne (NREAP) einzu-
halten. Die Erfüllung dieser Verpflichtung 
kann entweder inländisch erfolgen, oder es 
können drei verschiedene Kooperations-
mechanismen genutzt werden, nämlich 
statistische Transfers, gemeinsame Projek-
te oder sogar gemeinsame Fördermecha-
nismen für Erneuerbare. Es steht somit ein 
regulatorischer Rahmen zur Verfügung, 
der unverbindliche bilaterale Kooperation 
über statistische Transfers am Ende der 
Verrechnungsperiode im Jahr 2020 zu-
lässt und bis zu einer vollständigen Har-
monisierung der Förderschemata reicht.

Ein weiterer Aspekt ist in diesem 
Zusammenhang wichtig. Die NREAP sind 
nicht aufgrund der nationalen Potenzi-
ale der Erneuerbaren festgelegt worden, 

78 Dies setzt allerdings eine Einigung auf entsprechende 
Verteilungsschlüssel voraus.

79 Kleßmann et al. 2010.

Kapazitätsmechanismus vonnöten wäre. 
In jedem Fall setzt eine vertiefte Integra-
tion des Binnenmarktes voraus, dass die 
Politik nicht das Ziel möglichst starker 
Autarkie und Autonomie verfolgt. Nicht 
zuletzt ist bei Netzplanung und -ausbau 
auch die Akzeptanz aufseiten der Bevöl-
kerung zu untersuchen und entsprechend 
zu berücksichtigen.

3�4 Die politische Umsetzbarkeit 
erleichtern: Kooperation und 
Lastenteilung

Eine effiziente Umsetzung der europä-
ischen Energie- und Klimapolitik ba-
siert auf einer verstärkten Kooperation 
zwischen den Mitgliedsländern. Für die 
in diesem Beitrag beschriebenen Hand-
lungsoptionen ist dies eine wichtige Vo-
raussetzung: Eine klar definierte und ge-
sellschaftlich akzeptierte Lastenteilung 
zwischen den EU-Mitgliedsstaaten könn-
te sowohl bei der Gestaltung des Emissi-
onshandels als auch beim europäischen 
Netzausbau die Kooperationsbereitschaft 
der Staaten erhöhen und so die Umset-
zung der erforderlichen Maßnahmen 
erleichtern.76 Auch für eine schrittweise 
Etablierung einer europäischen Erneuer-
baren-Förderung sind Kooperationsme-
chanismen hilfreich.

Auf europäischer Ebene existieren 
bereits entsprechende Mechanismen, die 
es verstärkt zu nutzen gilt. Einige davon 
beinhalten auch Transfers, die nationale 
Gegebenheiten und unterschiedliche Ent-
wicklungsstände zwischen den Mitglieds-
ländern ausgleichen sollen. Diese Pers-
pektive ist im Klima- und Energiepaket 
von 2007 („20-20-20-Ziele“) verankert 
und fußt auf dem Prinzip der Solidarität 
als Fundament der Europäischen Uni-
on.77

76 Eine gesellschaftlich transparente Diskussion der 
möglichen Verteilungsschlüssel könnte die Bereitschaft, 
diesbezüglich eine Einigung zu erzielen, erhöhen.

77 EUV.
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sondern nach einem Schema der Lasten-
teilung.80 Käme es zu einer zunehmend 
europäisch integrierten EE-Förderung, so 
stünde aufgrund der damit einhergehen-
den Effizienzgewinne Geld für Transfers 
in Mitgliedsländer zur Verfügung, um 
dort Klimaschutzanstrengungen voranzu-
treiben.

Mit Blick auf den europäischen 
Netzausbau sieht das „EU Energy Union 
Package“ eine vertiefte Kooperation zur 
Stärkung des Binnenmarkts vor.81 Das von 
der EU angestrebte Ziel, die Verbindungs-
kapazitäten jedes Mitgliedsstaates bis 
2020 auf mindestens 10 Prozent der instal-
lierten Stromkapazitäten und bis 2030 auf 
15 Prozent zu heben, ist ein erster Schritt. 
Hierbei kann die regionale Kooperation 
von benachbarten Mitgliedsstaaten, wie sie 
etwa bereits in den vier „Regional Groups 
for Electricity“ der EU stattfindet, weiter 
vertieft werden. Mechanismen zur Projekt-
auswahl, -finanzierung und -umsetzung 
bestehen bereits in Form der „Connecting 
Europe Facility“ (CEF) und den „Projects 
of Common Interest“ (PCI), die beide stär-
ker genutzt werden könnten. Während die 
PCI der Projektauswahl dienen, verfügt 
die CEF über finanzielle Ressourcen. Für 
den Ausbau der Energie infrastruktur sind 
im Budgetplan 2014-2020 unter anderem 
5,3 Milliarden Euro vorgesehen, was ange-
sichts der fehlenden europäischen Über-
tragungsnetze wahrscheinlich noch zu we-
nig ist.82 Die Ressourcen im Rahmen dieses 
Budgetplans könnten ausgebaut und zur 
gemeinschaftlichen Finanzierung der Bin-
nenmarktinfrastruktur genutzt werden. 
Auch könnten weitere Finanzierungsop-
tionen, wie der von der Kommission vor-
geschlagene „European Fund for Strategic 
Investment“ (EFSI), auf ihre Eignung ge-
prüft werden.

80 Dieses Schema basiert auf dem EE-Anteil im Jahr 2005 
als Ausgangsbasis, einer gemeinsamen „flat rate“ von 
5,5 Prozent Zuwachs und einem Anteil, der sich nach 
dem Bruttosozialprodukt pro Kopf berechnet.

81 EU 2015-1.
82 EU 2015-2.

Viele der hier beschriebenen Me-
chanismen werden zwar von der EU-
Kommission immer wieder betont, aber 
bisher noch kaum genutzt.83 So wären 
im Rahmen der Erneuerbaren-Energien-
Richtlinie gemeinsame EE-Projekte etwa 
mit Polen möglich. Ebenso könnte man 
zu einer Konvergenz der Förderschemata 
gelangen. Die Transfermechanismen des 
ETS ließen sich nutzen und ausbauen, 
um die relativ hohen Belastungen durch 
den Emissionshandel einiger Länder zu 
kompensieren. Ein ausgestaltetes „EU 
Energy Union package“ könnte einen 
Rahmen bieten, um die Kosten des euro-
päischen Netzausbaus zur weiteren Inte-
gration des Binnenmarktes lastengerecht 
zu verteilen.

83 EU 2013-1.
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Mögliche rechtliche Konflikte be-
stehen dennoch nach wie vor mit Blick auf 
die EE-Förderung und das Wettbewerb-
sprinzip des europäischen Binnenmark-
tes. Denn im Falle von Deutschland blo-
ckiert der geltende Einspeisevorrang für 
deutschen Grünstrom den Export regene-
rativ erzeugten Stroms aus EU-Mitglieds-
staaten. Hier ist noch offen, ob dieses Vor-
rangprinzip zulässig ist. Es ist keineswegs 
gesichert, dass der durch die Richtlinie 
2009/28/EG eingeräumte Gestaltungs-
spielraum für die EE-Förderung eine um-
fassende Einschränkung des Wettbewerbs 
auf dem Erzeugungsmarkt zulässt.88 Der 
EuGH äußert sich dazu in seinem Grund-
satzurteil vom 01.07.2014 nicht. 

Die in diesem Beitrag beschriebe-
nen Handlungsoptionen werden im Fol-
genden hinsichtlich ihrer Europarechts-
konformität überprüft, um festzustellen, 
ob durch ihre Umsetzung langfristige 
Rechtssicherheit in der Energie- und Kli-
mapolitik gegeben ist – in Deutschland 
wie in Europa. 

In einem zweiten Schritt wird unter-
sucht, ob diese Optionen Wege aufzeigen 
können, um die Widersprüche zwischen 
nationaler EE-Förderung und geltendem 
EU-Recht aufzulösen. Aus deutscher Sicht 
ist dabei zu beachten, dass – auch wenn 
die Handlungsoptionen umgesetzt wer-
den – die künftige Rechtssicherheit nicht 
zuletzt von der Ausgestaltung des EEG 

88 Vgl. Richtlinien 2009/28/EG und 2009/72/EG. Die 
Frage, ob die Richtlinie 2009/28/EG eine abschließen-
de Sonderregelung gegenüber der Richtlinie 2009/72/
EG mit der europarechtlichen Vorgabe von Wettbewerb 
auch auf dem Erzeugermarkt bildet, ist gerichtlich 
noch nicht geklärt und wird in der Literatur kontrovers 
beurteilt.

4. Europarechtliche Bewertung der Handlungsoptionen

Damit Investitionen in klimafreundliche 
Technologien getätigt und so die Treib-
hausgase in Europa reduziert werden 
können, muss die in dem vorliegenden 
Beitrag beschriebene Gestaltung des eu-
ropäischen Ordnungsrahmens mit dem 
europäischen und deutschen Recht ver-
einbar sein. Denn nicht zuletzt dieser 
Rechtsrahmen entscheidet maßgeblich 
darüber, ob eine energie- und klimapoli-
tische Maßnahme auch umgesetzt werden 
kann und langfristig tragfähig ist. 

Insbesondere mit Blick auf die na-
tionale Förderung erneuerbarer Energien 
in Deutschland und ihre Europarechts-
konformität bestanden aus Sicht der EU-
Kommission zum EEG vor der Reform 
2014 und zu dem vorgelegten Regierungs-
entwurf zunächst schwerwiegende Be-
denken, die aus rechtswissenschaftlicher 
Sicht zumindest in Teilen fortbestehen.84 
Der Rechtsstreit85 zwischen Bundesregie-
rung und EU-Kommission bezüglich der 
Vereinbarkeit des EEG insbesondere mit 
dem Beihilfeverbot (Art. 107, 108 AEUV) 
führte letztlich zu einer Einigung im Rah-
men der EEG-Reform 2014.86 Der Gestal-
tungsspielraum der Mitgliedsstaaten wird 
zudem durch ein Grundsatzurteil des 
EuGH vom 01.07.2014 gestärkt.87 

84 Wolfrum 2014.
85 Am 18.12.2013 wurde ein entsprechendes Hauptprüf-

verfahren eingeleitet (EU 2013-2).
86 Die Kommission hat dem EEG 2014 vor dem 23.07.2014 

zugestimmt, wodurch ein termingemäßes Inkrafttreten 
zum 01.08.2014 ohne europarechtliche Rechtsrisiken 
bezüglich einer Beanstandung durch die Kommission 
möglich wurde. Dies ist insbesondere im Hinblick auf die 
rechtzeitige Stellung von Anträgen für die Verschonungs-
regeln (§§ 64 ff. EEG 2014) von Bedeutung.

87 EU 2013-3. Laut Urteil wird eine Beschränkung 
nationaler Fördersysteme auf die jeweiligen nationalen 
Kraftwerksbetreiber unter Einsatz von erneuerbaren 
Energien mit dem Verbot von Handelshemmnissen 
nach Art. 34 AEUV für vereinbar gehalten.
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abhängt. Vor der EEG-Reform galt dies 
insbesondere für Altfälle bei Ausnahmen 
von der EEG-Umlage sowie für bereits er-
richtete beziehungsweise genehmigte EE-
Anlagen.89 Eine enge Abstimmung mit der 
Europäischen Kommission zur Vermei-
dung langjähriger Rechtsunsicherheit ist 
daher in jedem Fall weiterhin notwendig, 
etwa mit Blick auf die noch offene Frage 
der Zulässigkeit des Vorrangprinzips für 
EE-Anlagen.

4.1 Bewertung des Konzepts „Aus­
bau des Emissionshandels“

Der europäische Emissionshandel als ge-
meinschaftliches Instrument zum Klima-
schutz ist uneingeschränkt mit dem euro-
parechtlichen Rahmen vereinbar. Gleiches 
gilt für einen Ausbau des ETS, der mehr 
Versteigerungen von Emissionszertifika-
ten sowie die Einführung eines Preiskor-
ridors vorsieht. Die Einigung auf Minde-
rungsziele für Treibhausgasemissionen ist 
aus rechtlicher Sicht ebenso unbedenklich. 

Wie bereits dargestellt, bestehen 
derzeit Bedenken in erster Linie bezüg-
lich der Europarechtskonformität der 
nationalen Förderprogramme für erneu-
erbare Energien. Voraussetzung für eine 
Lösung im Rahmen der Handlungsoption 
ist, dass Deutschland – ebenso wie ande-
re EU-Mitgliedsstaaten – bereit ist, sein 
Fördersystem umzustellen, also die För-
derung zu reduzieren, und den EE-Aus-
bau vor allem über das ETS stattfinden 
zu lassen. Wie beschrieben, ist hier auch 
eine Verlagerung der Förderung zuguns-
ten von mehr Forschung und Entwicklung 
beispielsweise über Pilotprojekte möglich. 
Diese ist unter wettbewerbsrechtlichen 
Gesichtspunkten unbedenklich.

89 Hierbei ist anzumerken, dass sich die deutsche Politik 
für einen umfassenden Bestandschutz bezüglich beste-
hender oder bereits genehmigter EE-Anlagen entschie-
den hat, obwohl aus rechtlicher Sicht – nach kontrovers 
beurteilter Zulässigkeit – durchaus Einschränkungen 
des Bestandschutzes möglich wären. Mit Inkrafttreten 
des EEG 2014 hat sich diese Frage für die Praxis erle-
digt.

Hinsichtlich der Vereinbarkeit der 
Handlungsoption mit dem europarecht-
lichen Wettbewerbsprinzip und mit dem 
Beihilfeverbot und damit für die Intensi-
tät der primärrechtlichen Absicherung gilt 
folgender Grundsatz: Die rechtliche Kol-
lisionsgefahr wird umso geringer ausfal-
len, je umfassender die Ausbauförderung 
erneuerbarer Energien über das ETS und 
je weniger über rein nationale Förderme-
chanismen erfolgt – und umgekehrt.

Um rechtlich bindend sicherzustel-
len, dass alle EU-Mitgliedsstaaten ihre na-
tionalen Förderprogramme entsprechend 
anpassen und das ETS völligen oder weit-
gehenden Vorrang beim EE-Ausbau er-
hält, ist eine Beseitigung beziehungsweise 
Reduzierung der gegenwärtig bestehen-
den nationalrechtlichen Kompetenzen 
hinsichtlich der Gestaltung des Energie-
mix notwendig. Dies bedingt vor dem 
Hintergrund des Artikels 194 AEUV, der 
ebendiese Kompetenzen garantiert, eine 
entsprechende europarechtliche Rechts-
änderung auf primärrechtlicher Basis. 

4.2 Bewertung des Konzepts 
„Marktorientierte Erneuer-
baren-Förderung in der EU“

Eine Förderung erneuerbarer Energien 
auf europäischer Ebene ist grundsätzlich 
mit dem Europarecht vereinbar. Bei der 
Umsetzung ist allerdings zu beachten, 
dass ein solches Konzept auf Ebene des 
europäischen Primärrechts implemen-
tiert werden muss. Denn sowohl das euro-
päische Wettbewerbsprinzip als auch das 
Beihilfeverbot (mit Ausnahmen) sind pri-
märrechtlich, also auf der obersten Stufe 
der Normenhierarchie, im europäischen 
Recht verankert. Beide stehen potenziell 
im Konflikt mit einer EE-Förderung. Eine 
sekundärrechtliche Richtlinie zur europa-
weit einheitlichen EE-Förderung würde 
daher nur dann für eine endgültige recht-
liche Absicherung genügen, wenn das Pri-
märrecht für eine Konkretisierung durch 
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Sekundärrecht offen ist.90 Dafür würde es 
einer rechtsgrundsätzlichen Analyse be-
dürfen, die den Rahmen der hier vorge-
legten Untersuchung sprengen würde.

Aus rechtlicher Sicht beseitigt eine 
europäische EE-Förderung den Konflikt 
zwischen nationaler Förderung und Eu-
roparecht. Dieser Konflikt basiert darauf, 
dass die genannten europarechtlichen 
Vorgaben zum Wettbewerb in der Elek-
trizitätswirtschaft – insbesondere auch 
im Sektor Stromerzeugung – und zum 
prinzipiellen Beihilfeverbot (mit Ausnah-
men) bestehen, an welche die nationale 
Ausgestaltung der Fördermechanismen 
gebunden ist. Jede Förderung bestimmter 
Formen der Energieerzeugung mit Aus-
nahmen dazu im nationalen Recht befin-
det sich in einem Spannungsfeld zu den 
zwingend zu beachtenden europarechtli-
chen Vorgaben. 

Die Europarechtskonformität nati-
onaler EE-Förderung ist also zweifelhaft 
und aufgrund einiger komplexer Rechts-
fragen noch nicht endgültig geklärt, wenn 
auch für das EEG 2014 infolge der Zu-
stimmung der Kommission politisch zu-
nächst gelöst. Diese Schwierigkeiten wer-
den beseitigt, wenn die Förderkonzeption 
für erneuerbare Energien auf die europä-
ische Ebene mit einheitlicher Ausgestal-
tung unter entsprechender Verdrängung 
nationalrechtlicher Kompetenzen verla-
gert wird. 

Bei einem solchen Vorgehen hat 
derselbe europäische Normgeber es in 
der Hand, das Wettbewerbsprinzip und 
das prinzipielle Beihilfeverbot mit dem 
EE-Förderkonzept wie oben beschrieben 
zu harmonisieren, zum Beispiel durch 
rechtlich abgesicherte Ausnahmen. Wi-
dersprüche zwischen nationalem und 

90 Der europäische Normgeber muss daher zwingend 
das vorgegebene Verhältnis von Primärrecht (hier im 
AEUV) zum Sekundärrecht (hier in den Richtlinien 
zum Wettbewerb und zur EE-Förderung, Richtlinien 
2009/72/EG vom 13.07.2009 und 2009/28/EG vom 
23.04.2009) beachten.

europäischem Recht werden so vermie-
den. Aus beihilferechtlicher Sicht würde 
wegen einer einheitlichen Geltung des 
EE-Förderkonzeptes in der EU die Prob-
lematik des innerstaatlichen Schutzes der 
stromintensiven Wirtschaft innerhalb der 
EU dauerhaft beseitigt. Alle Unternehmen 
wären gleichermaßen betroffen.

Hinsichtlich der Wettbewerbsfä-
higkeit von besonders stromintensiven 
Unternehmen in der EU mit Unterneh-
men außerhalb der EU blieben die unglei-
chen Belastungen dann bestehen, wenn 
außerhalb der EU umfassende EE-För-
derkonzepte nicht oder nur in Ansätzen 
vorhanden wären. Entsprechendes würde 
im Übrigen auch für das Konzept „Ausbau 
des Emissionshandels“ gelten. Daher wäre 
zu prüfen, ob eine EU-weite Sonderre-
gelung für die stromintensive Wirtschaft 
zum Schutze ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
mit Unternehmen außerhalb der EU in 
Betracht kommt. Dabei ist allerdings zu 
beachten, dass diese Thematik für das 
ETS schon jetzt besteht.

Rechtsgrundsätzlich möglich zur 
Verbesserung einer europäischen Harmo-
nisierung der EE-Förderung sind schließ-
lich völkerrechtliche Verträge zwischen 
einzelnen Mitgliedsstaaten, die ihre För-
dersysteme zusammenlegen möchten. Ih-
rer Zulässigkeit steht jedoch die mangeln-
de Praktikabilität und Effizienz entgegen, 
resultierend aus der Freiwilligkeit solcher 
Vertragsschlüsse. Realistischer Weise 
müsste – wenn überhaupt erreichbar – 
mit geringer Beteiligung und geringer 
europaweiten Effizienz gerechnet werden. 
Eine den Rechtsraum der EU umfassend 
erreichende Harmonisierung der EE-För-
derung und der EU-Klimapolitik ist damit 
nicht möglich.
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4.3 Bewertung von Mechanismen 
zur Behebung von Versorgungs­
engpässen

Zur Bewältigung der Problematik regio-
naler Engpässe ist keine neue gesetzliche 
Regelung notwendig. Auf vertraglicher 
Ebene können Kraftwerke in EU-Staaten 
bereits jetzt einen wichtigen Beitrag in 
Einzelfällen leisten und damit zur Ver-
ringerung der Notwendigkeit einer ge-
setzlichen Lösung in der Bundesrepublik 
Deutschland beitragen. 

Dabei ist zu sehen, dass wir gegen-
wärtig eine solche gesetzliche Lösung in 
Form eines staatsdirigistischen Kapazi-
tätsmarktes durch §§ 13 a bis 13 c EnWG91, 
ergänzt um die Reservekraftwerksverord-
nung befristet bis zum 31.12.2017, schon 
haben. Voraussetzung für solche „Hilfen“, 
also die Bereitstellung von Kapazität im 
Falle eines Engpasses, aus der EU ist ei-
nerseits eine hinreichende Netzkapazität 
und andererseits die Anerkennung von 
Leistungspreisen durch die Bundesnetz-
agentur. Die Voraussetzungen dafür sind 
in der ARegV92, ergänzt um die aus § 13 
EnWG resultierende normative Wertung, 
gegeben. Im Sinne des Gemeinsamen 
Marktes sind solche EU-weiten Lösungen 
einer rein nationalen Lösung schon aus 
rechtlichen Gründen vorzuziehen, bei ent-
sprechenden Angeboten aus der EU sogar 
zwingend zu berücksichtigen.

Für den Ausbau der Netze in Euro-
pa zur Vertiefung der Binnenmarktinteg-
ration stehen entsprechende Regelungen 
zur Verfügung. In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es eine regulierungs-
behördliche durchsetzbare Investitions-
pflicht zum Netzausbau bei Bedarf und 
Zumutbarkeit nach §§ 11 Abs. 1, 65 EnWG. 
Die Regelungen in den EU-Staaten sind 
unterschiedlich. Eine neue europarecht-
liche Netzinvestitionspflicht ist für den 

91 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG).
92 Anreizregulierungsverordnung (ARegV).

europäischen Netzausbau insofern nicht 
nötig und auch nicht im europäischen Pri-
märrecht verankert. Für den koordinier-
ten Ausbau kann zudem ergänzend das 
Instrumentarium der Verordnung (EG) 
Nr. 714/200993 über die Netzzugangsbe-
dingungen als Investitionsanreiz genutzt 
werden, insbesondere nach dessen Ar-
tikel 17. Dabei kann ACER, die Agentur 
für die Zusammenarbeit der Energiere-
gulierungsbehörden, die Koordinierung 
übernehmen. Eine Harmonisierung des 
Anlagengenehmigungsrechts für Netze im 
EU-Raum, an der es bislang fehlt, würde 
den Ausbau grenzüberschreitender Netze 
erleichtern.

4.4 Bewertung neuer Kooperations- 
und Transfermechanismen

Für Kooperationen und Transferzahlun-
gen im Bereich des ETS, der EE-Förde-
rung und des Binnenmarktausbaus kön-
nen die genannten Richtlinien als Basis 
dienen. Da dabei kein Rechtszwang be-
steht, kommen nur freiwillige Lösungen 
zwischen den betreffenden Akteuren in 
Betracht.

Mit Blick auf die Lastenverteilung 
zwischen EU-Ländern beim Übertra-
gungsnetzausbau kann eine Verständi-
gung mit den staatlichen Regulierungs-
behörden über die Anerkennung als 
Kostenpositionen bei der Netzentgeltre-
gulierung angestrebt werden. Auch hier 
kann ACER die Koordinierung überneh-
men. Grundlage hierfür ist die Verord-
nung (EG) Nr. 713/2009.94

Auch aus rechtswissenschaftlicher 
Sicht existiert somit bereits eine gute in-
stitutionelle Basis, um Kooperationen 
innerhalb der EU anzustreben und so 
schrittweise zu einer integrierten Klima- 
und Energiepolitik zu gelangen.

93 Verordnung (EG) Nr. 714/2009.
94 Verordnung (EG) Nr. 713/2009.
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5. Fazit

für 2030 und einem noch ausstehenden, 
ambitionierten Ausbau des ETS können 
Investitionssicherheit hergestellt und die 
europäischen Treibhausgasemissionen re-
duziert werden. Hierzu müssten auch zu-
sätzliche, potenziell ineffektive Förderins-
trumente abgebaut werden. Aufgrund von 
Differenzen zwischen den Mitgliedsstaaten 
könnte aber eine dafür notwendige politi-
sche Einigung ausbleiben. 

In diesem Fall kann eine europäi-
sche Förderung von erneuerbaren Energi-
en unter bestimmten Bedingungen einen 
Übergang schaffen. Mit Blick auf den Kli-
maschutz stellt ein solches Vorgehen aber 
keinesfalls eine Alternative zum ETS dar. 
Allerdings können die hohen Kosten der 
derzeit rein national betriebenen Erneu-
erbaren-Förderung zumindest gesenkt 
werden. Der Ausbau von erneuerbaren 
Energien innerhalb Deutschlands würde 
in jedem Falle hinter den aktuellen Aus-
bauzielen der Bundesregierung zurück-
bleiben – zugunsten eines Ausbaus an den 
europaweit günstigsten Standorten. 

Um die europaweite Transforma-
tion des Energiesystems zu unterstützen 
und Effizienzgewinne zu schaffen, müsste 
die Integration des europäischen Binnen-
marktes für Strom weiter gestärkt werden. 
Hierzu kann der europäische Netzausbau 
vorangetrieben und weitere Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Versorgungssicher-
heit können getroffen werden. 

Der Erfolg der europäischen Ener-
gie- und Klimapolitik hängt maßgeb-
lich von der Kooperationsbereitschaft 
Deutschlands und der anderen EU-
Mitgliedsstaaten ab. Bereits bestehende 

Bei der deutschen Energiewende han-
delt es sich derzeit um eine weitgehend 
national formulierte Politik, der ein kon-
sistentes Zielsystem fehlt. Aufgrund von 
Zielkonflikten muss eine Priorisierung 
der Ziele vorgenommen werden. Die Ar-
beitshypothese dieses Beitrags besteht 
deshalb darin, dass das prioritäre Ziel der 
umfassenden Transformation des Ener-
giesystems – unter Beachtung von Ver-
sorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit 
– der Klimaschutz ist. Angesichts der glo-
balen Dimension des Klimawandels und 
der Irrelevanz von Emissionsreduktionen 
einzelner Staaten kann die Energiewende 
nur dann von Erfolg gekrönt sein, wenn 
sie zum Aufbau einer hinreichend großen 
Staatenallianz beiträgt, welche die globa-
len Klimagase schrittweise reduziert. 

Die Europäische Union kann ei-
nen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten, wenn es gelingt, die europäischen 
Treibhausgasemissionen kosteneffizient 
zu senken. Dies kann einen Impuls für an-
dere Länder geben, sich der europäischen 
Initiative anzuschließen und die klimapo-
litischen Instrumente zu harmonisieren. 
Der dafür notwendige europäische Ord-
nungsrahmen kann von der deutschen 
Politik maßgeblich mitgestaltet werden. 
Ist Klimaschutz das prioritäre Ziel, müss-
te auch die deutsche Energiewende in 
diesen europäischen Rahmen eingebettet 
werden.

In der Europäischen Union existiert 
in Form des Emissionshandels bereits ein 
klimapolitisches Leitinstrument, das wei-
ter gestärkt und ausgebaut werden kann. 
Mit der bereits erfolgten Einigung auf ein 
verbindliches Ziel zur Emissionsreduktion 
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Mechanismen für Kooperationen und 
Transfers können genutzt werden, um in 
den jeweiligen energie- und klimapoliti-
schen Handlungsfeldern eine gerechtere 
Lastenteilung und eine vertiefte Integra-
tion zu erreichen.

Nicht zuletzt müssen bei allen er-
griffenen Maßnahmen der europäische 
und der nationale Rechtsrahmen berück-
sichtigt werden. Denn Rechtssicherheit ist 
eine grundlegende Voraussetzung für In-
vestitionen in klimafreundliche Technolo-
gien. Aus rechtlicher Sicht können die in 
diesem Beitrag dargestellten Handlungs-
optionen diese Rechtssicherheit gewähr-
leisten und darüber hinaus Widersprüche 
zwischen Europarecht und nationaler Er-
neuerbaren-Förderpolitik auflösen.
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